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Am 19. März Entscheidung 
über Rentenreform 

- „Kleiner Parteitag" in Bonn - 
^ach einer Sitzung des Bundesvorstands am 
^« Februar im Konrad-Adenauer-Haus hat 
Generalsekretär Peter Hintze den Termin für 
j|en nächsten Bundesausschuß der CDU 
^kanntgegeben: 

Unfalls im Konrad-Adenauer-Haus in Bonn findet 
er sog. „Kleine Parteitag" der CDU wie vorgesehen 
Hi 19 März statt. Bis zu diesem Termin werden 
räsidium und Bundesvorstand eine Vorlage zur 

^eform der sozialen Sicherungssysteme erarbeiten. 

Bis Ostern Klarheit über 
die Große Steuerreform 

b er Bundesvorstand war sich darüber einig, daß bis 
stern Klarheit über die Steuerreform herrschen 
luß- und auch der Bundeskanzler betonte, daß die 

SPD 
ob 

bis zu diesem Zeitpunkt erkennen lassen müsse, 
. Sle zur konstruktiven Mitwirkung auch in den 

etails bereit ist und nicht nur mit Grundsatz- 
Klärungen aufwartet. 
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Gerhard Stoltenberg 

Es gibt für uns nur einen Weg: 
die Steuersätze für alle absenken 
Bei Ihrer Rede, Herr Scharping, erinnerte 
ich mich daran, daß viele Jahre lang De- 
batten über den Jahreswirtschaftsbericht 
ein Höhepunkt der anspruchsvollen Dis- 
kussion in Deutschland waren. Seit den 
ausgehenden 60er Jahren haben Karl 
Schiller, Otto Graf Lambsdorff und andere 
beachtliche Maßstäbe gesetzt. In den letz- 
ten Diskussionen erleben wir von der SPD 
zunehmend Kritik ohne Alternativen, 
ein Übermaß an billiger Polemik, Herr 
Scharping, und auch ein Bestreiten von 
Tatsachen. 

• •* 

In den letzten Tagen hat die sozialdemo- 
kratische Führung ihre Kritik an der ge- 
planten Senkung des Höchststeuersatzes 
bei der Einkommensteuer von jetzt 53 
Prozent verschärft. Ihr ist offenbar nicht 
aufgefallen - trotz der Sozialistischen In- 
ternationale -, daß vor zehn Tagen in Lon- 
don das Programm einer erneuerten mo- 
dernen Labour Party zur Wahl im Mai vor- 
gelegt wurde. Ein Kernstück dieses Pro- 
gramms von Tony Blair und Gordon 
Brown ist die Aussage: Der Spitzensatz 
bei der Einkommensteuer von 40 Prozent 
darf auf keinen Fall erhöht werden. Die 
britischen Labour-Politiker haben zur Be- 
gründung ausgeführt, daß die tüchtigen, 
qualifizierten und erfolgreichen Mitbürger 
nicht überlastet werden dürfen. 

*** 
Wenn wir wirklich Arbeitnehmerinteres- 
sen diskutieren, wenn wir die in manchen 
Bereichen immer noch fehlende Motivati- 
on zur Arbeit trotz hoher Arbeitslosigkeit 
verbessern wollen, dann müssen jede Frau 
und jeder Mann, die arbeiten, auch wissen, 

daß es ein deutliches Abstandsgebot 
gegenüber jenen in derselben Lebenslage 
gibt, die angebotene Arbeit nicht 
annehmen. 

• •* 
Wir haben eine Arbeitslosigkeit, die uns 
alle herausfordert. Wir müssen sie freilich 
in der europäischen Dimension sehen. D,e 

Jugendarbeitslosigkeit in Deutschland 
ist mit 10 Prozent zu hoch, in Italien 
und Frankreich beträgt sie allerdings 
25 Prozent und in Spanien über 35 Pro' 

Aus der Bundestagsdebatte 
über den Jahreswirtschafts- 
bericht 1997 am 20. Februar 

zent. Zugleich haben wir, worauf Herr 
Rexrodt schon hingewiesen hat, diesen afl' 
haltenden, ungemein eindrucksvollen Al»' 
bau neuer Beschäftigung in den USA mit 
über 10 Millionen Arbeitsplätzen seit derfl 
Amtsantritt von Clinton vor wenig mehr 
als vier Jahren vor Augen. 

**• 
Wir müssen bestimmte Fehler, die in der 
Bildungspolitik und in der Bildungsbera- 
tung seit 1970 gemacht wurden, wieder 
korrigieren, wenn wir die Beschäftigung 
Probleme meistern wollen. Deswegen ist 

es notwendig, den Ursachen für diese 
großen Erfolge in Amerika ernsthafter 
nachzugehen. Dazu gehören niedrigere 
Steuern und Abgaben, dazu gehören &e 

sere Unternehmenserträge - ich sagte ^ 
das schon -, dazu gehört viel mehr Fle* 
bilität in der Lohnfindung, als wir es 
bisher in Deutschland erreicht haben. 
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^u Karl Schillers Grundüberzeugung - der 
konnte ordnungspolitisch denken, Herr 
^harping - gehörte, so hat er es hier im 
Bundestag gesagt, daß die Verantwor- 
tung für die Arbeitsplatz- und Arbeits- 
•Uarktentwicklung in erster Linie in die 
Zuständigkeit der Tarifvertragsparteien 
'aHt. Man kann nicht zunächst gegen ver- 
nfJnftige Lösungen demonstrieren und 
^nn. wenn die Krise kommt, nach Bonn, 
Düsseldorf oder Stuttgart marschieren und 
^n Staat anklagen. So ist nicht die 
Arbeitsteilung in einer freiheitlichen und 
s°zialmarktwirtschaftlichen Ordnung. 

*•* 
^n habe mit großem Interesse gelesen, was 
[jans-Ulrich Klose, Vizepräsident unseres 
y°hen Hauses und früherer Bürgermeister 
ln Hamburg, nach Presseberichten am 9. 
anuar in Frankfurt in einer bemerkenswer- 
er> Rede ausgeführt hat. Ich zitiere einmal 
^le Kernsätze: „Ein radikaler Umbau des 
r°zialstaats ist erforderlich. Die jetzige 
ffentenformel ist so nicht haltbar. Die 
j^tlastung von versicherungsfremden 
^eistungen reicht nicht aus." Besonders 

u beachten ist Kloses Hinweis auf die ein- 
chneidenden Folgen der demographischen 
Wanderungen, die nach meiner Überzeu- 

j>Ung in fast allen Debatten in Deutschland 
lsher nicht genügend einbezogen werden. 

• • • 
^ gibt eine Reihe sozialdemokratischer 
o'itiker, die diese Meinung teilen: Die 

„ nternehmensteuern sind zu hoch bei of- 
fnen Märkten und freiem Wettbewerb 
ber unsere Grenzen hinaus. Ich möchte 
°ch einmal an Sie appellieren, zum er- 

^ennial im Plenum: Geben Sie sich einen 
l°ß, untj stimmen Sie morgen der Ab- 

.cuaffung der Gewerbekapitalsteuer zu. 
Un Sie es wirklich! 

**• 

. lr Werden das Koppelgeschäft mit der 
Tnögensteuer nicht mitmachen. Sie 

können reden, was Sie wollen. Vranitzky 
als sozialistischer Bundeskanzler und 
Lacina als sozialistischer Finanzminister 
haben mit denselben Gründen, wie wir sie 
vorbringen, die Vermögensteuer in Öster- 
reich abgeschafft. Wir werden sie nicht 
wieder einführen, weil Sie uns hier in eine 
erpresserische Situation bringen wollen. 

• •• 
Lassen Sie mich zum Schluß sagen: Es 
sollte trotz der großen Probleme und 
Schwierigkeiten, die wir haben, nicht üb- 
lich werden - so wie Sie das betreiben -, 
daß die Wirtschafts-, Finanz- und Sozial- 
politik der seit 1983 bestehenden Regie- 
rung von Helmut Kohl pauschal verzeich- 
net wird. 
Wir haben in der alten Bundesrepublik in 
den Jahren 1983 bis 1991 mit einer Re- 
formpolitik, einer stark angebotsorientier- 
ten Wirtschaftspolitik, beachtliche Er- 
gebnisse erzielt: in der starken Zunah- 
me der Zahl der Arbeitsplätze in der al- 
ten Republik, in der Rückführung der 
Steuer- und Abgabenquote und im be- 
achtlichen Anstieg der arbeitsplatz- 
schaffenden privaten Investitionen. 

• ** 
Die unerwartet extrem hohen Kosten für 
die Beseitigung der Hinterlassenschaft des 
SED-Regimes, die Mittel für den Aufbau 
Ost, haben die Prioritäten seit 1990 verän- 
dert, und sie haben erhebliche zusätzliche 
Ressourcen in Anspruch genommen. Aber 
dies wird doch im Kern von uns allen be- 
jaht. Nun müssen wir wieder an die Erfah- 
rungen der früheren Jahre anknüpfen, auch 
in der Steuer- und Abgabenpolitik und 
auch in der Tarifpolitik. Wir können es 
auch im vereinten Deutschland schaffen, 
wenn wir uns gemeinsam stärker auf die 
Grundsätze der Sozialen Marktwirt- 
schaft besinnen und wenn wir sie in einer 
veränderten Welt ohne Schönfärberei, aber 
auch ohne Chaosparolen mit Kompetenz 
und Überzeugungskraft umsetzen. ■ 
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Wolfgang Schäuble zur Steuerreform an die Adresse der SPD: 

Lassen Sie uns darüber reden, wie 
wir das Ziel vernünftig erreichen 

mögensteuer freizustellen, übriges Vermö- 
gen aber mit der Vermögensteuer zu erfas- 
sen. Das geht nämlich nicht. 
Bei den Ertragsteuern werden Sie übrige^ 
dasselbe erfahren. Ich vermute, Sie wisset 
das; und ich vermute, daß die sozialdemo- 
kratischen Steuerpolitiker das ihrem Par- 
teivorsitzenden gesagt haben. Wenn man 
akzeptiert - ich halte das für notwendig; 
es ist ein Dreh- und Angelpunkt aller De- 
batten zur Steuerreform -, daß wir bei de11 

Körperschaftsteuersätzen und damit beim 
Einkommensteuersatz auf Einkünfte aus 
Gewerbebetrieben auf 35 Prozent herunter 

Gerhard Stoltenberg hat - ich finde, 
überzeugend; dem ist bislang auch 
nicht widersprochen worden - darge- 
legt, daß wir eine Entwicklung haben, 
bei der immer mehr Investitionen und 
Arbeitsplätze wegen ungünstiger steu- 
erlicher Rahmenbedingungen aus 
Deutschland in das europäische Aus- 
land abwandern bzw. nicht aus dem eu- 
ropäischen Ausland nach Deutschland 
kommen. 
Auch der Kollege Metzger hat in seiner 
Kurzintervention darauf hingewiesen, daß 
wir in einer Zeit globalisierter Märkte 
überall in der Welt investieren müssen, 
daß wir uns aber auch fragen müssen, 
warum der Rest der Welt nicht in einem 
vergleichbaren Maße in Deutschland inve- 
stiert. 
Damit sind wir bei den Substanzsteuern 
auf investiertes Kapital. Die Vermögen- 
steuer eignet sich natürlich für Neiddebat- 
ten und für Verteilungsdebatten. 
Aber wenn wir etwas machen wollen, was 
unsere Probleme löst, dann dürfen wir in- 
vestiertes Kapital in Deutschland nicht 
höher als in anderen europäischen Län- 
dern besteuern. 
Kommen Sie mir nicht mit der Ausrede 
privater Vermögensteuer. Sie haben keinen 
Vorschlag vorlegen können - weil es ihn 
nicht gibt -, nach dem man investiertes 
Kapital von der Vermögensteuer freistellt, 
die Vermögensteuer im übrigen aber 
beläßt. Sie haben den Vorschlag gemacht, 
Körperschaften und Kapitalgesellschaften 
von der Vermögensteuer freizustellen. 
Aber Sie haben keinen Vorschlag vorlegen 
können, Betriebsvermögen von der Ver- 

Wolfgang Schäuble: 
Deshalb ist für mich in der Tat 
auch in den Steuerdebatten die 
entscheidende Frage: Was kön- 
nen wir für die Chance auf mehr 
A rbeitsplätze tun ? 

müssen, um unter dem Gesichtspunkt der 
Arbeitsplätze international wettbewerbs- 
fähig zu sein, dann kann man den Spitzen' 
Steuersatz bei anderen Einkunftsarten 
nicht bei 53 Prozent lassen. Das geht 
nicht; jeder weiß das. 
Man sollte den Menschen auch nicht ein- 
reden, daß es unter Verteilungsgesichts- 
punkten falsch wäre, den Spitzensteuer- 
satz zu senken. Das bringt dann nämlich 
wieder die Neiddebatte, die uns hindert, 
im Kampf für mehr Arbeitsplätze das 
Richtige zu tun. 
Wir können eine größere Differenz zwi- 
schen dem Einkommensteuersatz auf Em- 
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fünfte aus dem Gewerbebetrieb - dabei sa- 
§en auch Sie 35 Prozent; das ist richtig; das 
,st ja schon ein wichtiger Schritt - und dem 
auf Einkünfte aus anderen Einkunftsarten, 
a's wir sie heute schon haben - wir haben 
2ur Zeit eine Spreizung zwischen 53 Pro- 
2ent und 47 Prozent -, nicht machen, ohne 
^ß in der Praxis noch mehr Umgehungs- 
^öglichkeiten der Besteuerung entstehen 
und befördert werden, weil die Menschen 
'hre anderen Einkunftsarten so umorgani- 
*leren, daß sie zu Einkünften aus Gewerbe- 
betrieben werden. So, wie man seine Steu- 
^Pflicht legal ins Ausland verlegen kann - 
^err Stoltenberg hat das dargelegt -, kann 

Aus der Bundestagsdebatte 
über den Jahres- 

wirtschaftsbericht 1997 
am 20. Februar 

^an sie genauso legal in Einkünfte aus den 
>jeWerbebetrieben verlagern. Wer solche 

^gehungmöglichkeiten im Steuerrecht 
chafft, der wird nicht mehr Arbeitsplätze - 
^d im übrigen auch nicht mehr Gerechtig- 
eU - erzielen, sondern weniger. 
,r machen uns das alles nicht leicht, 

w,rklich nicht. 
j/pnn wir eine Steuerreform zustande 
ringen wollen, müssen wir die Kraft ha- 

.en, den Menschen zu erklären, warum 
Wanderungen an dem, was bisher war, 
otWendig sind. Jede dieser Veränderungs- 
e°atten ist schwierig. Sie haben ein Bei- 

spiel angesprochen: Bis heute sind Zu- 
^hläge für Überstunden, Nacht- und 
°nntagsarbeit steuerfrei. 
enn wir abstrakt diskutieren, wird mir 

, ^nrscheinlich kein Sozialdemokrat ernst- 
'l widersprechen, daß es eigentlich kei- 
n Sinn macht, Einkünfte, je nachdem zu 
eicher Tageszeit oder an welchem Wo- 
^ntag sie erzielt worden sind, unter- 
redlich zu besteuern. Steuerrecht muß 

gleiche Tatbestände steuerlich gleich be- 
handeln. Das gilt übrigens auch für Kapi- 
talerträge, also auch für die Zinsen auf Le- 
bensversicherungen. Das kann im Prinzip 
nicht bestritten werden. 
Die Schwierigkeit ist die Umstellung von 
dem heutigen Zustand der Ungleichheit, 
auch der Ungerechtigkeit, der sachlichen 
Falschheit, in einen richtigen Zustand. Da 
muß man doch Übergangsregelungen su- 
chen. Deswegen sagen wir, daß man bei 
den Kapitaleinkünften Wege finden muß. 
Darüber kann man reden, wie man die 
Umstellung sozialverträglich schafft. 
Tun Sie es aber doch nicht einfach so dif- 
famierend. Herr Schröder, machen Sie 
doch eines nicht. Eine gleichmäßige Be- 
steuerung - was unser Anliegen ist - be- 
schreiben Sie mit den Worten: „Man darf 
die nicht bestrafen." Wenn wir eine gleich- 
mäßige, also gerechte Besteuerung als 
„bestrafen" bezeichnen, werden wir unse- 
re Bevölkerung nicht davon überzeugen 
können, was notwendig und richtig ist. 
Lassen Sie uns darüber reden, wie wir das 
Ziel vernünftig erreichen. Lassen Sie uns 
darüber reden, was das richtige Ziel ist, und 
dann auch darüber diskutieren, wie man 
dieses Ziel erreichen kann. Dabei muß man 
vielleicht Schritte gehen. Auch die Sozial- 
demokraten sagen nicht nur Falsches. Ich 
habe schon öfters gesagt: Es hat doch nicht 
der eine nur recht und der andere nur 
unrecht. So ist es doch nicht verteilt. 

Zitat 
Jeder Mensch ist eine einmalige 
Schöpfung, an der nicht herummani- 
puliert werden darf. Forschung findet 
nicht im Niemandsland statt, wo keine 
Ethik gilt. 
Bundesforschungsminister 
Jürgen Rüttgers zu den neuen 
Möglichkeiten der Gentechnologie 
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Bundesbauminister Klaus Töpfer: 

Öffentliche Investitionen 
vorziehen, Baukonjunktur stützen 

Arbeitsplätze sichern 

Die Verwaltungsvereinbarung zwischen 
dem Bund und den Ländern über die 
Förderung des sozialen Wohnungsbaus 
ist am 19. Februar in Kraft getreten, so 
daß die Länder ab sofort die Bundes- 
mittel abrufen können. 
Bundesbauminister Klaus Töpfer forderte 
die Länder auf, die Bundesmittel mög- 
lichst schnell an die Investoren weiterzu- 
geben, um so gemeinsam mit dem Bund 
einen wichtigen Beitrag zur Stabilisierung 
der Bauwirtschaft und so zur Sicherung 
von Arbeitsplätzen der Branche zu leisten. 
Der Bund stelle in diesem Jahr 2,01 Milli- 
arden Mark für neue Projekte im sozialen 
Wohnungsbau zur Verfügung. Mit dem 
frühen Abschluß der Verwaltungsvereinba- 
rung habe der Bund die Voraussetzung ge- 
schaffen, Fördermaßnahmen zeitiger als in 
den Vorjahren einzuleiten, erläuterte Töp- 
fer. Mit dem Ende der kalten Witterung 
könnten nun Baußmaßnahmen in den Län- 
dern beginnen und zur Stabilisierung der 
Bautätigkeit beitragen. Der Bundeshaushalt 
werde dadurch nicht zusätzlich belastet. 
Ein Bauvolumen von einer Milliarde 
Mark sichere nach Angaben Töpfers min- 
destens 13.000 Arbeitsplätze direkt. Der 
Bau von 10.000 neuen Wohnungen schaf- 
fe Arbeit für 20.000 Beschäftigte. Investi- 
tionen in den sozialen Wohnungsbau zö- 
gen zusätzlich die doppelte Summe an 
privaten Investitionen nach sich. 1996 

hätten Bund und Länder gemeinsam 
15 Milliarden Mark für den sozialen 
Wohnungsbau ausgegeben, so daß Inve- 
stitionen in Höhe von 45 Milliarden Mark 
angestoßen worden seien. 
Auch die Verwaltungsvereinbarung zur 
Städtebauförderung solle noch in diesem 
Monat zum Abschluß gebracht werden. 
Der Bund stelle in diesem Jahr 600 Mill'0' 
nen Mark für die Städtebauförderung be- 
reit. Hierdurch könnten private und öffent- 
liche Investitionen in rund achtfacher 
Höhe angestoßen werden. 

Bauwirtschaft stützen 
Es müsse vermieden werden, daß die er- 
forderliche Konsolidierung der öffentli- 
chen Finanzen notwendige Investitionen 
verzögere und so das Entstehen neuer Ar- 
beitsplätze erschwere. Es müßten alle In- 
strumente genutzt werden, durch die die 
Bauwirtschaft gestützt werde, ohne daß 
zusätzliche Kosten für die öffentlichen 
Haushalte entstehen. Die Bauwirtschaft 
stelle noch immer jeden zehnten Arbeits- 
platz, wobei die indirekten Auswirkung611 

auf Arbeitsplätze in vor- und nachgelagef' 
ten Wirtschaftsbereichen noch nicht ein- 
mal berücksichtigt seien. Diese Arbeits- 
plätze dürften durch den notwendigen 
Sparkurs nicht weiter belastet werden. t>e' 
kräftigte Töpfer. Im vergangenen Jahr se' 
en in Westdeutschland die Bauinvestitio- 
nen um drei Prozent zurückgegangen. 
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Mit Frischluft e.V. die Lizenz zum Jugendleiter 

Erstmals im christlich-demokrati- 
schen Spektrum bietet der Bun- 

desverband in Kooperation mit Fri- 
schluft Nordrhein-Westfalen e. V. in 
diesem Jahr die Ausbildung zum Ju- 
gendleiter an. Dieser Lehrgang mit 
40 Unterrichteinheiten findet an zwei 
Wochenenden in Bonn statt, die zu- 
sammen belegt werden müssen. Die 
Teilnehmer widmen sich dabei nicht 
nur den theoretischen Grundlagen 
(Gruppenpädagogik, Rechts- und 
Versicherungsfragen). 
Anhand praktischer Beispiele wer- 
den vielmehr in demselben Maße 
auch die Organisation von Work- 
shops, die Förderung von Gruppen- 
arbeit und verschiedene Spielformen 
erlernt. Dieser anerkannte Lehrgang 
liegt weit über den amtlichen Anfor- 
derungen und ermöglicht es, öffentli- 
che Hilfen und Zuschüsse für JL's 
auszuschöpfen. Teilnehmen kann je- 

der Interessierte ab 16 Jahren. 
Folgende zwei Termine stehen zur 
Auswahl: 
• JL1.: 11.4.-13.4. 1997 und 

25.4.-27.4. 1997 
• JL2.: 17.10.-19. 10. 1997 und 

14. 11.-16. 11. 1997 
Der Teilnehmerbeitrag beträgt 
60 DM, und Fahrtkosten werden bis 
zu 100 DM je Wochenende erstattet. 
Da nur max. 20 Personen zugelas- 
sen werden können, sollte die 
Anmeldung möglichst bald erfolgen. 
Lehrgangsort wird das Haus Venus- 
berg in Bonn sein. Nähere Informa- 
tionen und Anmeldung: 

Bundesgeschäftsstelle 
Frischluft e. V. 
Annaberger Straße 283 
53175 Bonn 
Tel.(02 28)310023 
Fax (02 28) 31 47 03 

le gesamtdeutschen Bauinvestitionen 
"feien 1996 um 2,7 Prozent gesunken. Nur 

le Nachfrage nach Einfamilienhäusern 
jS^Uze die Baukonjunktur. Die Zahl der 
^nehmigungen für Einfamilienhäuser 
^tütze die Baukonjunktur. Die Zahl der 

enehmigungen für Einfamilienhäuser 
6] seit Einführung der neuen Eigenheim- 
0rderung sowie der erfolgreichen Stär- 
Ung des Bausparens durch die Bundes- 

j^§ierung um zehn Prozent gestiegen. 
le Zahl der Beschäftigten sei im ver- 

legenen Jahr um 113.000 beziehungs- 
lose um acht Prozent auf 1.305.000 ge- 
e
Unken. Die Branche bewältige derzeit 
"len tiefgehenden Strukturwandel und 
°nne keine zusätzlichen Belastungen 

Kräften. 

Als 
Argu- 
menta- 
tions- 
hilfe hat 
das 
Bundes- 
finanzministerium ein Reihe 
von Broschüren herausgegeben, 
die die Neuregelungen der Steuer- 
reform, für „Wachstum und Arbeits- 
plätze" („Petersberger Steuervor- 
schläge") detailliert erläutern. - 
Bestellungen an: 

Bundesministerium der 
Finanzen, Referat Öffent- 
lichkeitsarbeit, 53105 Bonn. 
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40 Jahre Rentenreform 1957 

Die größte sozialpolitische Reform 
der Nachkriegsgeschichte 

Am 23. Februar 1957, also letzten Sonn- 
tag vor 40 Jahren, wurden die Renten- 
reformgesetze im Bundesgesetzblatt 
verkündet und traten mit den leistungs- 
rechtlichen Regelungen rückwirkend 
zum 1. Januar 1957 in Kraft. 
Die Debatte über diesen Meilenstein mo- 
derner Sozialpolitik am 21. und 22. Januar 
1957 war eine der längsten in der Ge- 
schichte des Bundestages. Zum Schluß 
hatte der Bundestag mit überwältigender 
Mehrheit dem Regierungsentwurf zuge- 
stimmt. Dazu erklärt Bundesarbeitsmini- 
ster Norbert Blüm: 
Unser Dank am 40. Jahrestag der 57er 
Rentenreform gilt den Frauen und Män- 
nern, die mit der Einführung der dynami- 
schen Rente die größte sozialpolitische 
Reform in der Nachkriegsgeschichte der 
Bundesrepublik Deutschland durchgesetzt 
haben. Die Rentenreform von 1957, die 
nach langer und kontroverser Diskussion 
schließlich in einem großen politischen 
und gesellschaftlichen Konsens verab- 
schiedet wurde, war eine zukunftsweisen- 
de Entscheidung: 

Sie war die Besiegelung einer Gene- 
rationen-Solidarität, in der die Jüngeren 
durch ihre Beiträge die Renten der Älteren 
finanzieren und dadurch selbst einen An- 
spruch auf spätere eigene Rente erwerben. 

Sie brachte eine lohn- und beitragsbe- 
zogene, auf dem Prinzip „Leistung für 
Vorleistung" beruhende Rente und war ei- 
ne Entscheidung gegen eine - wie auch 
immer ausgestaltete - Einheitsrente. 

Sie verwirklichte die dynamische 
Rente, die der allgemeinen Lohnentwick- 
lung folgt und steigenden Lebensstandard 
auch an die Rentner weitergibt. Dadurch 
wurde erreicht, daß die Rentner nicht Jahr 
für Jahr um den Erhalt ihrer Einkommens- 
position kämpfen müssen. 

Die Anbindung an die Lohnentwicklung 
hat sich für die Rentner insgesamt sehr po- 
sitiv ausgewirkt. Denn aus 100 DM Rente 
im Jahre 1957 sind nach Abzug der Preis- 
steigerungen - also real - heute 230 DM 
geworden. Die Kaufkraft der Renten ist 
seit 1957 also auf das 2,3fache gestiegen. 

Den Generationenvertrag 
weiterentwickeln 

Heute kommt es darauf an, den bewährten 
Generationenvertrag weiter zu entwickeln 
und rechtzeitig die richtigen Weichen für 
das nächste Jahrhundert zu stellen. Die zu 
erwartenden demographischen Verände- 
rungen, vor allem die erfreulich wachsen- 
de Lebenserwartung, machen ein Umsteu- 
ern in allen Alterssicherungssystemen und 
damit auch in der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung erforderlich. Ziel muß sein, die- 
se Belastungen ausgewogen und gerecht 
zu verteilen. Weder dürfen die Aktiven m» 
Beiträgen belastet werden, die sie nicht 
tragen können, noch die Rentner nach ei- 
nem erfüllten Arbeitsleben an den Rand 
der Sozialhilfe geraten. Nur auf diese Wei- 
se ist es möglich, die Akzeptanz des Gene 

rationenvertrages bei Jungen und Alten z 
stärken. 
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Einkauf von ostdeutschen Konsum- 
gütern bis Ende 1998 verdoppeln 
Bundeskanzler Helmut Kohl, Bundes- 
^irtschaftsminister Günter Rexrodt 
und der Chef des Bundeskanzleramtes, 
ßundesminister Friedrich Bohl, haben 
atn 20. Februar mit den Spitzenunter- 
•tehmen des deutschen Handels Fragen 
des weiteren wirtschaftlichen Aufbaus 
ln Ostdeutschland und die zentrale Rol- 
,e erörtert, die dem Handel als Brücke 
2,1 den nationalen und internationalen 
Märkten für ostdeutsche Konsumgüter- 
Produzenten zukommt. 

Im Ergebnis des Gesprächs verständigten 
s,ch die Teilnehmer auf folgende 
^"hlußerklärung: 

"Die beteiligten großen deutschen Han- 
delsunternehmen erklären ihre Bereit- 
schaft, zusätzliche Anstrengungen in der 
Verrnarktung ostdeutscher Konsumgüter 
*u unternehmen. 

^le setzen sich als Ziel, ausgehend von den 
j ezügen des Handels aus ostdeutscher Pro- 
Aktion im Jahre 1995, den Einkauf von 
Konsumgütern bei ostdeutschen Herstellern 
^ls Ende 1998 zu verdoppeln. Dies gilt ins- 
"esondere für die Bezüge von Nahrungs- 
mitteln. Beim Einkauf von Konsumgütern 
er Nonfood-Sortimente hängt die Steige- 

^igsmöglichkeit der Handelsunternehmen 
Uch von der Lieferfähigkeit der ostdeut- 

schen Produzenten ab. In diesem Zusam- 
menhang wird die Bundesregierung ge- 
^e>nsam mit dem Handel das Gespräch mit 

'chtigen Konsumgüterproduzenten auf- 
knien mit dem Ziel, Produktionsmöglich- 
eUen im Konsumgüterbereich in Ost- 
eutschland spürbar zu erweitern. 

ie Wirtschaftsinitiative „wir.", die seit 
jnehreren Jahren mit großem Erfolg die 

lr,kaufsinitiative der deutschen Wirt- 

schaft betreut, hat sich bereit erklärt, diese 
Initiative des deutschen Handels zu be- 
gleiten und im halbjährlichen Turnus die 
Entwicklung mit den beteiligten Unter- 
nehmen zu erörtern. Die Handelsunterneh- 
men benennen, soweit nicht schon gesche- 
hen, jeweils einen Ostbeauftragten." 

Die Bundesregierung wird dabei mit den 
Handelsunternehmen und den ostdeut- 
schen Konsumgüterherstellern eng zusam- 
menarbeiten. Hierbei wird insbesondere 
auch das Projekt einer Konsumgütermesse 
ausschließlich für in Ostdeutschland her- 
gestellte Produkte für sinnvoll erachtet, 
das jetzt konkret vorbereitet werden soll. 

Weitere Fördermaßnahmen 

Darüber hinaus wird die Bundesregierung 
die Bemühungen der ostdeutschen Produ- 
zenten, mit wettbewerbsfähigen Produkten 
überregionale und internationale Absatz- 
märkte erschließen, durch ihre Fördermaß- 
nahmen weiter unterstützen. Hierzu 
gehören vor allem die Eigenkapital- und 
Investitionshilfen sowie die speziellen 
Hilfen für Innovation und Absatz. 

Mit ihren völlig erneuerten Produktfirmen 
und Serviceangeboten sind ostdeutsche 
Konsumgüterproduzenten zu vollwertigen 
und wettbewerbsfähigen Marktpartnern 
des Handels herangewachsen. Es kommt 
darauf an, vorhandene Leistungsreserven 
auszulasten und Expansionsmöglichkeiten 
zu nutzen. 

Bundeskanzler und Bundeswirtschaftsmi- 
nister sprachen den vertretenen Handels- 
unternehmen für die bisher geleistete Un- 
terstützung und für die konstruktive Hal- 
tung ihre besondere Anerkennung aus.    ■ 
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Visumspflicht, um den extremen 
Mißbrauch zu beenden 

Bundesinnenminister Manfred 
Kanther zur Visumspflicht für 
Kinder und Jugendliche aus 
Nicht-EU-Staaten: 

Seit rund zwei Jahren war ein deutlicher 
Anstieg der mißbräuchlichen visumsfreien 
Einreise von Minderjährigen in die Bun- 
desrepublik Deutschland zu beobachten. 
Lag die Zahl der alleinreisenden, einreise- 
begehrenden Minderjährigen unter 16 Jah- 
ren 1994 noch bei 198 Personen, so stieg 
ihre Zahl 1995 geradezu sprunghaft auf 
881 unbegleitete Minderjährige an - im 
Vergleich zu 1994 damit um mehr als das 
Vierfache - und 1996 sogar auf 2.069. 
Diese Kinder, die zu einem großen Teil re- 
gelmäßig in Jugendhilfeeinrichtungen un- 
terkommen müssen, kosten pro Monat 
zwischen 5 000- und 7 500 - DM Unter- 
halt. Gleichzeitig haben diese Kinder hier 
kaum eine gesicherte Zukunft. Es sind 
Kinder, die keine deutsche Ausbildung ha- 
ben, keine deutsche Schule besucht haben, 
keine Sprachkenntnisse besitzen und mei- 
stens auch keine Familie in Deutschland 
haben, sondern eingeschleppt werden, zu- 
allererst in der Absicht, anschließend die 
Familie nachbringen zu können. 
Findige Schlepperorganisationen verdie- 
nen auf diese Art und Weise ein Vermögen 
und führen diese Menschen häufig einem 
ungewissen Schicksal zu. 
Um diesen extremen Mißbrauch von 
Abhängigen zu beenden, war die Ein- 
führung einer Visumspflicht notwendig, 
wie sie für Kinder aus den meisten ande- 
ren Ländern seit Jahren üblich ist. Der 
Mißbrauch dieser besonderen Zuzugsmög- 
lichkeit mußte gestoppt werden. 

Wer dieser Visumspflicht zustimmt, 
kommt aber an der Notwendigkeit eines 
Nachweises des Aufenthaltsrechts für 
bereits in Deutschland lebende Kinder 
der Staaten Türkei, Marokko, Tunesien 
und Nachfolgestaaten des ehemaligen Ju- 
goslawien - für die bisher noch eine Aus- 
nahme bestand - nicht vorbei, denn es 
muß ja in Zukunft einen Beleg dafür ge- 
ben, daß jemand an der Grenze nicht erst- 
mals einreisen will. Dies kann nur nach- 
gewiesen werden, wenn ein deutscher 
Aufenthaltstitel vorgezeigt werden kann 
- das ist alles. 
Dieses Problem tritt tausendfach z. B. 
dann auf, wenn die betroffenen Ausländer- 
kinder mit ihren Eltern während der 
Schulferien in die frühere Heimat zurück- 
fahren und sich anschließend als „Inlän- 
der" an der Grenze ausweisen müssen 
können. Wie sollte es sonst gehen? 
Benutzen die Kinder für die Ferienreise 
ein Flugzeug, benötigen auch die Flugge- 
sellschaften Klarheit über die aufenthalts- 
rechtliche Situation. Sie sind rechtlich ver- 
pflichtet, einen Ausländer auf eigene Ko- 
sten zurückzubringen, wenn er eine erfor- 
derliche Aufenthaltsgenehmigung nicht 
besitzt und deswegen an der Grenze 
zurückgewiesen wird. 
Wie aber soll weiterhin eine illegale Zu- 
wanderung Minderjähriger aus den frühe 
ren Anwerberstaaten erfolgreich unter- 
bunden werden, wenn nach illegaler Ein- 
reise eine weitere Kontrolle im Bundes- 
gebiet über das Aufenthaltsrecht nicht 
mehr stattfinden könnte? Mit den Bun- 
desländern wird die administrativ ein- 
fachste Form des Nachweises vereinbart 
werden. 
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Mir ist unverständlich, warum unter „Inte- 
grations- oder gar Menschenrechtsaspek- 
ten" - so einige Kritiker - dem 15jährigen 
•t'cht zumutbar ist, was für den 16jährigen 
ohnehin gilt, der nach § 26 AuslG stets 
eine Aufenthaltserlaubnis beantragen muß. 
Warum ist für den jungen Serben nicht zu- 
jnutbar, was für den wenige Kilometer 
J£nseits der Grenze wohnenden jungen 
Rumänen selbstverständlich ist? 
Warum ist für den jungen Türken bei der 
Anreise nach Deutschland nicht zumutbar, 
^as bei der Einreise eines jungen Deut- 
schen in die Türkei selbstverständlich ist? 
Wenn junge Deutsche auf Dauer in der 
'ürkei leben wollen, benötigen sie natür- 
lch ein Einreisevisum und später eine 
Aufenthaltserlaubnis. 
Warum wird einem Ausländerkind, das im 
Bundesgebiet geboren ist, nach geltendem 
**echt von Amts wegen eine Aufenthalts- 
er'aubnis erteilt, wenn die Mutter eine 
Aufenthaltserlaubnis oder Aufenthaltsbe- 
rechtigung besitzt (§ 21 Abs. 1 des Aus- 

ländergesetzes), während es für später zu- 
gezogene Ausländerkinder unzumutbar 
sein soll, eine solche zu beantragen? 
Welche Ausländerrechtsordnung in der 
Welt geht liberaler und großzügiger mit den 
Kindern um, wenn sie nach Geburt in 
Deutschland schon heute nur einmal nach 
acht Jahren eine Verlängerung ihres Aufent- 
haltstitels benötigen und ihn dann bis zum 
16. Lebensjahr ausgestellt bekommen? 
In keinem Land der Welt käme irgendje- 
mand auf den Einfall, ein Integrationshin- 
dernis darin zu sehen, daß man alle acht 
Jahre eine Verlängerung seines Aufent- 
haltstitels braucht! 
Um es noch einmal klarzustellen: An den 
materiellen Voraussetzungen für die Ein- 
reise und den Aufenthalt Minderjähriger 
hat sich nichts geändert. Um aber der 
mißbräuchlichen Einreise und dem 
Mißbrauch Minderjähriger einen Riegel 
vorzuschieben, sind die Einführung der 
Visumspflicht und Nachweis des Aufent- 
haltsrechts unverzichtbar. 

3,5 Millionen Wohnungen in zehn Jahren 
In den vergangenen 10 Jahren sind 
in Westdeutschland mehr als 3,5 
Mio. Wohnungen fertiggestellt wor- 
den. Davon entfielen 1,4 Mio. oder 
40,0 Prozent auf den Bau von Ein- 
und Zweifamilienhäusern. 
Mit 1,6 Mio. Einheiten (= 45,7 Pro- 
zent) wurden mehr Wohnungen in 
Mehrfamilienhäusern (Geschoßwoh- 
nungsbau) errichtet (120.000) sowie 
insbesondere durch Ausbaumaßnah- 
nien in bestehenden Gebäuden ge- 
schaffen (370.000). Diese Zahlen 
nannte am 25. Februar das Bonn Insti- 
tut für Städtebau, Wohnungswirtschaft 
nnd Bausparwesen (ifs). 

Seit dem Nachkriegstief des Woh- 
nungsbaus in den Jahren 1987/88 hät- 
ten sich innerhalb des Neubaus aber 
ganz erhebliche Strukturverschiebun- 
gen vollzogen. So habe sich der Anteil 
des Eigenheimbaus an den fertigge- 
stellten Wohnungsneubauten nahezu 
halbiert; er sei von 57,6 Prozent im 
Jahr 1987 auf 31,9 Prozent im Jahr 
1996 zurückgegangen. Im gleichen 
Zeitraum sei der Anteil der Wohnun- 
gen in Mehrfamilienhäusern von 31,1 
Prozent auf 53,4 Prozent deutlich ge- 
stiegen. Der Anteil der sonstigen Woh- 
nungen habe von 11,3 Prozent auf 
14,7 Prozent zugenommen. 
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10-Punkte-Programm 
zur Verhinderung 

illegaler Zuwanderung 

Der innenpolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Erwin 
Marschewski, hat ein 10-Punkte-Pro- 
gramm zur Verhinderung illegaler Zu- 
wanderung erarbeitet. Dazu erklärte er: 
Immer noch beantragen rund 10.000 Per- 
sonen monatlich in Deutschland Asyl, nur 
maximal 10 Prozent werden anerkannt. 
Dies macht deutlich, daß der ganz über- 
wiegende Teil der Asylbewerber das deut- 
sche Asylrecht zum Zwecke illegaler Zu- 
wanderung mißbraucht. Hier gilt es, wei- 
ter gegenzusteuern. Geboten sind: 

1. Effektive Sicherung unserer 
Außengrenzen 

Der politisch Verfogte hat keinen Grund, 
seine Einreise zu verheimlichen. Einen 
solchen Grund hat nur derjenige, der aus 
asylfremden Motiven - illegal - nach 
Deutschland kommen will. Es ist deswe- 
gen geboten, im Zusammenhang mit der 
Strukturreform des Bundesgrenzschutzes 
die BGS-Kräfte an den Grenzen zu Polen 
und Tschechien aufzustocken. Mindestens 
1.500 weitere Beamte sind hier vonnöten. 

2. Verdachtsunabhängige 
Kontrollen 

Die Umsetzung der Drittstaatenregelung 
verlangt die Kenntnis des Reisewegs. Bei 
Asylbewerbern, die sich erst nach Einreise 
in Deutschland als Asylsuchende zu er- 
kennen geben, ist der Reiseweg oft nicht 
mehr feststellbar, zumal viele Ausländer 
ihre Reisedokumente vernichten. 

Kontrollen im Hinterland der Grenze kön- 
nen Abhilfe schaffen. Die Landesgesetz- 
geber müssen ihren Polizeien daher die 
Befugnis zu verdachtsunhabhängigen 
Kontrollen auf Durchgangsstraßen eröff- 
nen. 

3. AsylCard 
Jedem Asylbewerber ist nach erkennungs- 
dienstlicher Behandlung eine AsylCard 
auszuhändigen, die alle Identifizierungs-* 
Verfahrens- und Leistungsdaten enthalten 
sollte und dem Ausländer als Ausweis 
dient. Damit lassen sich mehrfache Asyl- 
antragstellung und der mehrfache Bezug 
von Sozialhilfe vermeiden. 

4. Identitätsfeststellung bei Bür- 
gerkriegsflüchtlingen - Mehr- 
fachbezug von Sozialhilfe un- 
terbinden 

Bei Asylbewerbern hat sich das automata 
sierte Fingerabdruck-Identifizierungs-Sy' 
stem (AFIS) bewährt. Mit Hilfe dieses Sy- 
stems kann festgestellt werden, ob der 
Asylbewerber unter zwei Identitäten in 
Deutschland lebt, ob er mehrfach Sozial- 
hilfe bezieht. Daher sollte das System 
auch bei Bürgerkriegsflüchtlingen ange- 
wendet werden. 

5. Sachleistungen 
Eine große Zahl der illegal Einreisenden 
wird von Schlepperorganisationen nach 
Deutschland geschleust. Die so zu uns 
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kommenden Ausländer müssen für ihre 
Flucht hohe Beträge zahlen, vereinzelt 
über 10.000 DM. Sie veräußern zum Teil 
lr>r gesamtes Hab und Gut in der Heimat 
und zahlen den restlichen Schleuserlohn 
von in Deutschland erhaltenen Sozialhilfe- 
Qtitteln. 

Triebfeder für die Schleuserkriminalität 
Slnd die erwarteten Gewinne. Deshalb gilt 
es zu verhindern, daß Schleuserorganisa- 
l,onen bezahlt werden können. Diesem 
£iel dient auch das Sachleistungsprinzip 
aes Asylbewerberleistungsgesetzes. Da- 
nach sollen Asylbewerber als Sozialhilfe 
^ach- statt Geldleistungen erhalten. Die 
Kommunen sind anzuhalten, das Sachlei- 
8ujngsprinzip konsequent umzusetzen, da- 
^'t Schleuser nicht aus deutschen Steuer- 
Mitteln finanziert werden. 

6. Sicherstellung von Geldmitteln 
für Aufenthalt und 
Abschiebung 

Ausländer, die von der Polizei unter ver- 
dächtigen Umständen aufgegriffen wur- 
den, hielten vereinzelt enorme Geldbeträ- 
ge in Händen. Bisweilen bestand auch der 
Verdacht, daß diese Gelder aus kriminel- 
len Taten herrühren. Dennoch hat die Poli- 
zei nach geltender Rechtslage keine effek- 
tive Möglichkeit, diese Vermögenswerte 
sicherzustellen. Manches Mal kann aber 
festgestellt werden, daß der betreffende 
Ausländer ausreisepflichtig ist. 
Es sollte daher geprüft werden, ob - unab- 
hängig von der Herkunft des Vermögens- 
wertes - eine Rechtsgrundlage für die Si- 
cherstellung von Mitteln in den Händen 
des Ausländers geschaffen werden kann, ► 

Trendwende im Wertewandel 
Der Wertewandel war in den letz- 

ten Jahrzehnten nicht nur in 
Deutschland ein häufig beachtetes 
Phänomen. Pflichtwerte gerieten aus 
der Mode, Werte der Selbstentfal- 
tung waren „en vogue". Jetzt kehrt 
sich die Entwicklung um. Dies stellt 
eine neue Studie der Konrad-Aden- 
auer-Stiftung fest. Danach bekennt 
sich 1996 die Mehrheit der Bundes- 
bürger wieder stärker zu traditionel- 
len Werten wie dem Leistungsprinzip 
und Recht und Ordnung. Von beson- 
derer Bedeutung ist dabei, daß der 
Wandel gerade bei der Generation 
am stärksten ist, die durch die grü- 
nen-altemativen Bewegungen ge- 
prägt wurde: Bei ihr ist der Anteil 
derjenigen, die sich an Pflichtwerten 
orientieren, seit 1982 um 16 Pro- 
zentpunkte gestiegen. Die Trend- 
Wende im Wertewandel hängt, dies 

weist die Studie erstmals empirisch 
über die letzten fünfzehn Jahre 
nach, eng mit der Veränderung der 
wirtschaftlichen Situation und den 
ökonomischen Zukunftserwartungen 
zusammen. 

Die Studie zeigt auch, daß sich die 
West- und Ostdeutschen in ihren 
Wertorientierungen in der Mitte der 
neunziger Jahre kaum mehr unter- 
scheiden. 

Für DM 5 - Vorkasse erhalten Sie 
die Studie „Hans-Joachim Veen/Jut- 
ta Graf: Rückkehr zu traditionellen 
Werten? Zum Zusammenhang von 
Wertorientierungen, politischen Prio- 
ritäten und Wirtschaftsklima 
1982-1996" (Interne Studie Nr. 
131/1997) bei der Konrad-Adenauer- 
Stiftung unter der Rufnummer: 

0 22 41/246598 oder 
Fax: 022 24/246479. 
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► die notwendig sind, die Kosten für die 
Abschiebung und den Aufenthalt bis dahin 
zu decken. 

7. Haftung eines Einladenden 
im Mißbrauchsfall für die 
Kosten von Aufenthalt und 
Abschiebung 

Ein Teil der Asylbewerber kommt mit er- 
schlichenen Visa nach Deutschland. Sie 
erhalten diese Visa nach Vorlage ge- 
fälschter Einladungen oder auch von Ge- 
fälligkeitseinladungen. Die Einladenden 
sind im Mißbrauchsfall für die gesamten 
vom Ausländer verursachten Kosten (So- 
zialhilfe, Abschiebungskosten) haftbar zu 
machen. 

8. Arbeitsmöglichkeiten 
für zuziehende Ausländer 
beschränken 

Die Arbeitsmöglichkeiten für zuziehende 
Ausländer sind einzuschränken, die illega- 
le Beschäftigung von Ausländern ist kon- 
sequent zu bekämpfen. Denn immer noch 
sind in manchen Branchen große Zahlen 
Illegaler ohne Arbeitserlaubnis beschäf- 
tigt. 

9. Länder müssen konsequenter 
abschieben 

Das deutsche Ausländerrecht ist schließ- 
lich konsequent anzuwenden. Die einwan- 
derungsbeschränkenden Bestimmungen 
können nur dann Wirkung zeigen, wenn 
bei Einreise unter Verstoß gegen sie der 
Aufenthalt des Ausländers prinzipiell be- 
endet wird, die Ausreise ggf. auch 
zwangsweise durchgesetzt wird, also ab- 
geschoben wird. Die Länder haben für 
1996 rd. 13.000 Abschiebungen gemeldet; 
von einer gleich hohen Zahl kontrollierter 
freiwilliger Ausreisen kann ausgegangen 
werden. Damit wurde der Aufenthalt einer 
Mehrheit unter Mißbrauch des Asylrechts 

Eingereister nicht beendet. Die Länder 
werden aufgefordert, abgelehnte Asylbe- 
werber unverzüglich abzuschieben. 

10. Gerechtere Verteilung von 
Flüchtlingen auf die Staaten 
der EU 

Den Deutschen wird aufgrund ihrer über- 
durchschnittlich guten wirtschaftlichen Si- 
tuation in der EU Solidarität zugunsten 
der wirtschaftlich schwächeren Länder ab- 
verlangt. Wir zahlen fast ein Drittel des 
EU-Haushalts. Wir erwarten aber auch die 
Bereitschaft der europäischen Partner, uns 
dort zu helfen, wo wir aufgrund der geo- 
graphischen Situation besonders belastet 
sind: beim Zustrom von Flüchtlingen. 
Deutschland nimmt weiterhin mehr 
Flüchtlinge auf als alle anderen EU-Staa- 
ten zusammen. Die Bemühungen um eine 
gerechtere Lastenverteilung bei der Auf- 
nahme von Flüchtlingen innerhalb der EU 
sind daher zu intensivieren. 
Zur Bekämpfung der illegalen Zuwande- 
rung bedarf es entschiedener Reaktionen- 
Es handelt sich um eine Aufgabe, die im 
Interessse der gesamten Bevölkerung in 
Deutschland, auch der legal in Deutsch- 
land lebenden Ausländer liegt. 

Asylbewerberzahlen 
Im Bundesamt für die Anerkennung 
ausländischer Flüchtlinge haben im 
Januar 1997 10.877 Personen Asyl 
beantragt. Damit ist die Zahl der Asyl- 
bewerber zwar gegenüber dem Vor- 
monat um 2.741 (Dezember 1996: 
8.136 Personen) gestiegen. Gegenüber 
dem Vergleichsmonat im Vorjahr 
(Januar 1996: 12.050) ist die Zahl der 
Asylbewerber jedoch im Januar 1997 
um 1.173 (9,7 Prozent) zurückgegan- 
gen und liegt damit unter dem Niveau 
der Vergleichsmonate der Vorjahre. 
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Die Verwaltung für den Bürger 
transparent, offen und 
kontrollierbar machen 

üer „schlanke" Staat der Zukunft wird 
"er Ressource Personal ein ganz ande- 
rs Augenmerk widmen müssen, als die- 
^s in der Vergangenheit der Fall war. 
kine amerikanische Studie zur Frage 
''Wettbewerbsvorteile durch Führung" 
belegt, daß die US-amerikanischen Un- 
ternehmen, die zwischen 1972 und 1992 
"fi Jahresdurchschnitt die höchsten Ge- 
winne erzielten, diejenigen Unterneh- 
men waren, welche durch menschlich 
Überlegte Führung die Leistungsreser- 
Ven der Belegschaft erschlossen haben. 

^'cht anders ist es in der öffentlichen Ver- 
waltung, denn die Produktivität öffentli- 
cllen Handelns und die Qualität der Ver- 
^altungsleistung wird maßgeblich durch 
,e in den jeweiligen Behörden Tätigen 

feßprägt. Unternehmerisches Denken, wirt- 
Schaftliches Handeln, konsequente Bür- 
ger- und Dienstleistungsorientierung, auch 
ach innen, lassen sich nur mit entspre- 
hend qualifizierten und engagierten Mit- 

arbeiterinnen und Mitarbeitern verwirkli- 
c!len, die sich mit ihrer Tätigkeit identifi- 
*leren und notwendige Reformen aktiv 
^terstützen. 

le Verschlankung der öffentlichen Ver- 
altung mit ihren strukturellen und orga- 
lsatorischen Veränderungen kann bei den 

. ediensteten einer Behörde häufig bereits 
•m Vorfeld Unsicherheit und Ängste her- 
rufen. Dieses führt nicht selten dazu, 
aß die Leistungskraft nicht für die Mitge- 

_ altung der Veränderungssituation ge- 
L.2t> sondern in einem abwehrenden Be- 
3rrungsprozeß verschlissen wird. 

Diese Ängste gilt es abzubauen, zum ei- 
nen durch rechtzeitige ständige und 
gleichmäßige Information. Zum anderen 
können die Mitarbeiterinnen und Mitar- 
beiter in den Modernisierungsprozeß da- 
durch aktiv eingebunden werden, daß ge- 
meinsam mit ihnen die Zielstrukturen für 
die moderne Verwaltung entwickelt wer- 
den. Die über die Mitarbeiterbefragung 
entstehende gemeinsame Entwicklung ei- 
nes Leitbildes führt zu einer stärkeren 
Identifikation mit der Behörde, wirkt sinn- 
stiftend für die eigene Arbeit und erweckt 

Aus der Rede von Bundes- 
innenminister Manfred 

Kanther auf dem Kongreß 
des Sachverständigenrates 

„Schlanker Staat" zum 
Thema "Perspektiven für die 

Zukunft der Verwaltung" 
am 20. Februar in Düsseldorf 

Aufgeschlossenheit für einen kontinuierli- 
chen Verbesserungsprozeß. Die derzeit 
häufigen Neid-Hammeleien gegen den öf- 
fentlichen Dienst bewirken das Gegenteil 
der gewünschten Aufgeschlossenheit. 

Verwaltungsmodernisierung bedeutet in 
erster Linie die Erzeugung eines breiten 
Willens zu Erneuerung, das Lebendigwer- 
den einer neuen Verwaltungskultur. Das 
setzt individuellen Mut zur Zukunft vor- 
aus und die Bereitschaft zur Auseinander- 
setzung mit den Anforderungen, die die 
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Zukunft stellen wird. Das heißt aber auch, 
daß Fehler und Irrtümer möglich sein 
müssen. Veränderungen von herkömmli- 
chen Strukturen bedeuten, daß ein ständi- 
ges Lernen, auch Lernen aus Fehlern, not- 
wendig ist. Oft sind es gerade die bekannt- 
gemachten Fehler, die zu einer produkti- 
ven Veränderung von Strukturabläufen 
führen. 
Ist bei dieser Bereitschaft, den Moderni- 
sierungsprozeß aktiv zu begleiten, jeder 
Mitarbeiter gefragt, so setzt das gleichzei- 
tig eine starke Führungskompetenz vor- 
aus. Führung betrifft hierbei nicht nur die 
politische Spitze oder die Leitung einer 
Behörde, Führung obliegt genauso dem 
Registraturleiter, der Kanzleileiterin oder 
dem Chef des Inneren Dienstes. Nur 
wenn sich die Bereitschaft zur Moderni- 
sierung durch alle Verwaltungsebenen 
überträgt, kann sie gelingen. Der Vorge- 
setzte muß Träger und Förderer der Ent- 
wicklung sein, er muß als Manager von 
Veränderungsprozessen agieren. Seine 
Qualifikation hat für den Erfolg der Re- 
formziele deshalb maßgebliche Bedeu- 
tung; Menschenführung ist seine wichtig- 
ste Aufgabe. 
Akzeptieren wir aber, daß entscheidend 
für den Aufbau einer zukunftsorientierten 
Verwaltung der Mitarbeiter und als Pro- 
duktionsfaktor Führungskompetenz ist, so 
heißt das, daß der Personalentwicklung ei- 
ne ganz entscheidende Rolle zukommt. 
Bisher war die planmäßige, systematische 
Entwicklung der vorhandenen Potentiale 
in der öffentlichen Verwaltung in aller Re- 
gel von nur untergeordneter Bedeutung. 
Eine besser verstandene Personal- und 
Führungskräfteentwicklung erfordert da- 
her ein radikales Umdenken. Hierbei ist 
Personalentwicklung als eine Gemein- 
schaftsaufgabe aller Beteiligten zu verste- 
hen. Mitarbeiter, Vorgesetzte, Zentral- und 
Fachabteilungen müssen zusammenwir- 
ken. Nur so kann eine verbesserte Ent- 
wicklung der Fähigkeiten und der Stärken 

des einzelnen Mitarbeiters erreicht wer- 
den, der Abbau von fachlichen und per- 
sönlichkeitsbedingten Defiziten oder der 
optimale Einsatz des Personals gefunden 
werden. 
Die Behörde der Zukunft wird nicht mehr 
das Spiegelbild eines hierarchischen Staa- 
tes sein mit einem Ober- und Unterord- 
nungsverhältnis gegenüber dem Bürger. 
Das Verständnis der Verwaltung muß 
mehr und mehr das eines Dienstleistungs- 
unternehmens werden. Der Trend zur 
Dienstleistungsgesellschaft ist neben der 
weltweiten Globalisierung herausragendes 
Merkmal unseres wirtschaftlichen und ge- 
sellschaftlichen Strukturwandels. Will die 
Verwaltung diesen Wandel mitvollziehen, 
so bedeutet das, daß viele in der Industrie 
benutzte Strategien und Fertigkeiten zur 
erfolgreichen Vermarktung von Produkten 
Eingang in den Behördenalltag erhalten 
müssen, nicht nur zielorientiertes Marke- 
ting, sondern auch das ständige Arbeiten 
an der Verbesserung von Qualität der Ver- 
waltungsleistung oder die genaue Zuord- 
nung von Kosten. 
Auf diese Weise wird die Verwaltung für 
den Bürger transparent, offen und kontrol- 
lierbar gemacht. 

Johannes Gerster, Landesvorsit- 
zender der rheinland-pfälzischen CDU. 
hat seinen Rückzug aus der Landespo- 
litik erklärt. Wie Gerster am 25. Febru- 
ar in Mainz bekanntgab, wechselt er 
im Mai als Leiter des Jerusalemer 
Büros der Konrad-Adenauer-Stiftung 
nach Israel. Gerster betonte, nach der 
verlorenen Landtagswahl im März ver- 
gangenen Jahres sei für ihn klar gewe- 
sen, daß er im Jahr 2001 nicht erneut 
antreten wolle. Er wolle in der Mitte 
der Wahlperiode den Weg freimachen 
für jemanden, der die Partei in die 
nächste Wahl führe. 



^SCHLANKER STAAT' UiD 6/1997   Seite 17 

Die noch offenen Themen werden 
bis zum Sommer beraten sein 
• Aufgabe des Sachverständigenrats 
"Schlanker Staat" ist es, alle Initiativen, 
die sich mit dem Thema „Schlanker 
^taat/Abbau überflüssiger Bürokratie" 
befassen, fachlich und politisch zu för- 
dern und soweit erforderlich zusammen- 
führen bzw. mit zusätzlichen Impulsen 
*u versehen. Sein Anliegen ist es, ganz 
konkrete Neuerungsschritte und ihre 
•^hnelle Umsetzung in die Praxis vorzu- 
reiten. Weder sollen neue Gutachten 
Produziert noch bereits ergriffene 
Bemühungen wiederholt oder die Litera- 
lUr um weitere theoretische Ansätze berei- 
ten werden. 

~m eine schnelle Umsetzung seiner Emp- 
fehlungen zu ermöglichen, erarbeitet der 
^achverständigenrat zunächst themenbe- 
*°gene Beschlüsse. Diese werden dann 
unmittelbar der Bundesregierung über- 
wandt, um sie so in ihrer Arbeit beim Ab- 
|^u von Bürokratie und zur Sicherung des 
-tendorts Deutschland zu unterstützen. 

as Bundeskanzleramt hat das Bundesmi- 
l^terium des Innern damit beauftragt, die 
Urrisetzung der Beschlüsse einzuleiten 

nd zu koordinieren. Erste Umsetzungser- 
j?et>nisse liegen bereits vor. Die bisher ge- 
lten Beschlußempfehlungen werden von 
^nbeginn auch jedem Interessierten zur 

ei"fügung gestellt. 

Mit einem Großteil seines Arbeitspro- 
^rnrns hat sich der Sachverständigenrat 
!^chlanker Staat" in seiner eineinhalb- 
J

h
ahrigen Tätigkeit abschließend befaßt. So 
at er beispielsweise einen Testkatalog für 

^setzgeberische Vorhaben vorgeschlagen, 
■,ll dem die Zahl der Gesetze reduziert, 
C!

TQ
 Qualität gesteigert, mehr Transparenz 

r den Bürger erreicht und kostenverursa- 
^nde Wirkungen besser beurteilt werden 

sollen. Mit den weiteren Vorschlägen zu 
einer konzentrierten und subsidiaritätsge- 
rechten Rechtsetzung für ein starkes Euro- 
pa will der Sachverständigenrat erreichen, 
daß die nationalen Fortschritte insbeson- 
dere auf dem Gebiet der Verbesserung der 
Rechtsetzung nicht im Strom der Vor- 
schriften aus Brüssel untergehen, sondern 
auch dort ein strengerer Maßstab angelegt 
wird. 

Von Rupert Scholz, 
Vorsitzender des Sachverstän- 
digenrats "Schlanker Staat" 

und Stellvertretender 
Vorsitzender der CDU/CSU- 

Bundestagsfraktion 

Deregulierung bedeutet aus Sicht des 
Sachverständigenrats aber auch Bewußt- 
sein für mehr kooperative Verantwortung 
von Verwaltung und Bürger, von öffentli- 
chem und privatem Sachverstand, von 
verwaltungsmäßiger Vorsorge und Kon- 
trolle einerseits sowie privater Eigenver- 
antwortung andererseits. 

• Die Bemühungen zur Verschlankung 
staatlichen Handelns müssen mit einer 
grundlegenden kritischen Überprüfung der 
vom Bund wahrgenommenen Aufgaben 
beginnen, um die über Jahrzehnte gewach- 
senen Staatsaufgaben zu reduzieren. Da- 
mit setzt sich sehr eingehend der Sachver- 
ständigenrat in seinem Beschluß „Redu- 
zierung der Staatsaufgaben tut not" aus- 
einander. Wie die Bundesverwaltung orga- 
nisiert werden sollte, ergibt sich aus dem 
Beschluß „Von der Ämterverwaltung zum 
Dienstleistungsunternehmen". Abflachung 
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Was ist die EVP und was will sie 
Die Europäische Volkspartei, in 

der seit zwei Jahrzehnten die 
Christdemokraten zusammenwirken, 
stellt mit ihrer Fraktion im Europäi- 
schen Parlament eine Kraft dar, die 
den Kurs der Europäischen Union 
nachhaltig mitbestimmt. 
Die Robert-Schuman-Stiftung, her- 
vorgegangen aus einer Initiative von 

JÜRGEN WAHL 

Was 
die EVP ist 
und 
was sie will 
Ein Leitfaden, 
herausgegeben durch die 
Robert-Schuman-Stiftung 

V 

EVP-Parlamentariem, hat nun ein 
Buch über die EVP veröffentlicht, 
das sich nicht zuletzt an befreundete 
Parteien und Gruppen in den 
Reformländern Ost-, Ostmittel- und 
Südosteuropas wendet. In den 
Reformstaaten sind weder die 
Geschichte der Integration Europa 
noch die historische Rolle der 
westeuropäischen Christdemokraten 
ausreichend bekannt. 
Das Buch der Robert-Schuman-Stif- 
tung, das noch in Polnisch, Unga- 
risch und Tschechisch erscheinen 
wird, will daher Schlüssel zum bes- 
seren Verstehen nicht nur der EVP, 
sondern der Ziele sein, die mit dem 
Vertrag von Maastricht verbunden 
sind. 
Der Leitfaden „Was die EVP ist 
und was sie will" von Jürgen Wahl 
ist bei der Robert-Schuman-Stif- 
tung, Generalsekretär Karl Col- 
ling, BAD 1173, L-2929 Luxemburg 
Stadt unter ISBN 2-9599915-0-8 
erhältlich. Das Buch kann als 
Taschenbuch (14,80 Mark) und mit 
festem Einband (19,80 Mark, 
jeweils einschließlich Versand- 
kosten) geliefert werden. 

von Hierarchien, kooperative Führungs- 
verantwortung, flexiblere'Arbeitseinhei- 
ten, Controlling mit Zielvereinbarungen 
sind dabei wesentliche Punkte. 
# Ein großes Modernisierungspotential 
liegt auch in einem verbesserten Haus- 
haltswesen. Mehr Möglichkeiten für wirt- 
schaftliches Verhalten, Einführung von 
Budgets mit mehrjähriger Laufzeit eröff- 
nen beispielsweise neue Perspektiven in 
der öffentlichen Finanzwirtschaft. Die 
Einführung der Kosten-Leistungsrechnung 

in verschiedenen Verwaltungsbereichen 's 

ein weiterer Beitrag zu mehr Effizienz ufl 
Effektivität. 
# Die noch offenen Themen, die auf der 

Agenda des Sachverständigenrats 
„Schlanker Staat" stehen, wie JustizenU> 
stung, Personalmanagement und Privati- 
sierung werden bis zum Sommer beraten 
sein, so daß der zusammenfassende 
Schlußbericht bis spätestens Herbst diese11 

Jahres der Bundesregierung übergeben 
werden kann. 
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Klaus Welle: Auch 1997 wieder 
Vor großen Herausforderungen 

Die Entwicklung 1996 
J^as Jahr 1996 war ein wichtiges Jahr in 
^ Entwicklung der Europäischen 
v°lkspartei. 1996 war das Jahr der Um- 
^tzung der im November 1995 in Mad- 
|}d beschlossenen großen Strukturre- 
l°rm der EVP. Was am grünen Tisch 
j^dacht worden war, mußte sich in der 
raxis bewähren: Kleines Präsidium, 

tvP-Rat, Kleiner Gipfel der Regie- 
Ungschefs. Auch wenn nach nur einem 

Jahr Erfahrung sicherlich noch Vor- 
,cht geboten ist, kann doch schon ein 
rstes positives Fazit gezogen werden. 

JW EVP-Rat als politisches 
°rum der Parteiführungen 

, er Rat ist von den Mitgliedsparteien bis- 
e|" sehr gut angenommen worden. Die 
räsenz bei den bisherigen Sitzungen war 

annähernd 100 Prozent. In der Regel wa- 
rt ein Drittel der Teilnehmer Parteivorsit- 

ende und je ein weiteres Drittel General- 
Hetäre bzw. stellvertretende Vorsitzen- 

• Damit ist das Ziel erreicht worden, 
jermal jährlich die Führungen der Mit- 

° ledsparteien zu einem intensiven Mei- 
ngsaustausch über europäische Politik 

üsarnrnenzuführen. 
Ie Tagesordnungen und Gesprächspart- 

jer Waren hochrangig. Jacques Santer, 
se-Maria Aznar, Jean-Claude Juncker, 
arcelino Orja und Elmar Brok im Febru- 
?Ur Regierungskonferenz, John Bruton 

, d Mitglieder der irischen Regierung im 
^' in Dublin zur Vorbereitung der iri- 

. "Jen Ratspräsidentschaft, Außenminister 
Rüssel und di Marco, Staatsminister 

at'nka und Kommissar Fischler im Sep- 

tember in Wien zur EU-Erweiterung und 
Jose-Maria Aznar, John Bruton und andere 
im Dezember in Brüssel in Vorbereitung 
des Dubliner EU-Gipfels. 

Kleiner EVP-Gipfel 
Auch der Kleine Gipfel der Staats- und 
Regierungschefs mit den Chefs in Koaliti- 
onsregierungen, dem Kommissionspräsi- 
denten und den Mitgliedern des EVP-Prä- 
sidiums ist gut angenommen worden und 

Jahresbericht des 
Generalsekretärs in der 
EVP-Vorstandssitzung 
vom 13. bis 14. Februar 

hat 1996 dreimal getagt. Das nächste Tref- 
fen am 4. März wird 8 Stunden dauern in 
Vorbereitung der Regierungskonferenz 
und der näherrückenden Erweiterung der 
EU. Hier hat ein schlagkräftiges Team zu- 
sammengefunden. 

Entscheidung über die Integra- 
tion der EUCD in die EVP 
1996 war auch das Jahr der Entscheidung 
über die Integration der EUCD in die EVP 
bis spätestens zum EVP-Kongreß 1998. 
Damit ist eine wesentliche Voraussetzung 
geschaffen worden für eine Bündelung der 
Kräfte in der EVP in Vorbereitung auf die 
anstehende Erweiterung der Europäischen 
Union. Diese Entscheidung setzt auch den 
vorläufigen Schlußpunkt hinter eine De- 
batte, die über fast 2 Jahrzehnte immer 
wieder geführt worden ist. Die EVP hat 
diese Entscheidung honoriert durch die 
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Aufnahme von sieben Parteien aus Mittel- 
und Osteuropa als Beobachter. 

Starke Parlamentsdelegationen 
aus allen EU-Mitgliedsländern 
Die Aufnahme der PSD Portugal in die 
EVP hat gleichzeitig die letzte große 
Lücke der Fraktion geschlossen. Mit der 
PSD und dem neuen Beobachter Südtiro- 
ler Volkspartei zählte die EVP am Jahres- 
ende 1996 21 Vollmitglieder, 4 assoziierte 
Mitglieder und 9 Beobachter 

Drei neue Vereinigungen 
gegründet 
Schließlich sollten wir auch nicht verges- 
sen, daß in den letzten 15 Monaten drei 
neue Vereinigungen ihre Arbeit aufgenom- 
men haben. Die Europäische Senioren- 
Union gehört inzwischen zu den aktivsten 
Verbänden der EVP. Mit dem Wiener 
Kongreß, an dem insgesamt mehr als 2000 
Senioren teilgenommen haben, haben sie 
ihre Bedeutung eindrucksvoll unter Be- 
weis gestellt. 
Auch die Europäische Mittelstands- und 
Wirtschaftsvereinigung ist eine wesentli- 
che Bereicherung unserer Arbeit. Wer am 
jüngsten Kongreß zur Europäischen Wirt- 
schafts- und Währungsunion mit mehr als 
500 Gästen aus ganz Europa teilgenom- 
men hat, wird das nicht bezweifeln. 
Am 1. Februarwochenende schließlich ist 
die Junge Europäische Volkspartei gegrün- 
det worden, die die EJCD als Jugendorga- 
nisation der EVP ersetzt. Die Junge EVP 
vereinigt auch die Jugendorganisationen 
der neuen EVP-Mitgliedsparteien aus Por- 
tugal und Skandinavien und wird unsere 
Arbeit wesentlich stärken. Ich möchte an 
dieser Stelle auch Marc Bertrand und dem 
neuen JEVP-Vorsitzenden und schwedi- 
schen Reichstagsabgeordneten Fredrik 
Reinfeldt herzlich für ihre Arbeit danken. 
Ohne deren Arbeit hätte die Gründung der 
Jungen EVP nicht gelingen können. 

EVP-News, Jahrbuch, Kurz- 
broschüre, Homepage 
Und nicht zuletzt hat die EVP ihr Informa- 
tionsangebot in den letzten Jahren wesent- 
lich verbessert. Die EVP-News informie- 
ren wöchentlich in sechs Sprachen über 
unsere Arbeit. Seit Oktober 1996 können 
wir in einer Kurzbroschüre, die sich auch 
zur Mengenverteilung eignet, die EVP-A1"' 
beit vorstellen. In Kürze wird sie in allen 
Gemeinschaftssprachen erhältlich sein. 
Sie erhalten heute zum zweiten Mal ein 
EVP-Jahrbuch, in dem die wesentlichen 
Dokumente und Informationen eines Jah- 
res gesammelt sind. Gleichzeitig können 
wir auch die erste Studie unserer Stiftung 
„Foundation for European Studies" vor- 
stellen und das Konzept unserer Home- 
page, die ab dem Frühjahr über Internet 
erreichbar sein wird. 

Perspektiven 1997 

1996 "war ein gutes Jahr für die EV™ 
Das ist allerdings kein Anlaß, uns 
zurückzulehnen. 1997 stehen wir ^,,e' 
der vor großen Herausforderungen 

Vorbereitung EVP-Kongreß 
in Toulouse 
Der EVP-Kongreß 1997 zum Thema der 
Globalisierung ist für uns eine große M0' 
dernisierungschance. Die Globalisierung 
fast aller Lebensbereiche hat in wenigen 
Jahren die Rahmenbedingungen für P0'1' 
tik fundamental verändert. Alle unsere K 
gierungen bemühen sich darum, darauf 6 

ne Antwort zu finden. 
Wir müssen verhindern, daß ein tiefer 
Graben entsteht zwischen der täglichen 
Regierungspolitik und unserer Program- ^ 
matik. Ohne programmatische Fundiei'U ' 
können die vielen einzelnen und auch n 
wendigen Reformmaßnahmen auch von 
den nationalen Bevölkerungen nicht ver- 
standen werden. 
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für uns als Europäische Volkspartei liegen 
ln diesem Thema große Chancen. Zumin- 
jjfst eine Antwort auf Globalisierung ist 
a,p Europäisierung. Gleichzeitig können 
^lr bei der Reform der Sozialen Siche- 
^ngssysteme und des Wohlfahrtsstaats 
Profitieren von den Erfahrungen, die unse- 
e skandinavischen Mitgliedsparteien ge- 
weht haben. 

Integration der EUCD 
l1 die EVP 

er Kongreß muß auch die notwendigen 
ateungsänderungen vornehmen, beglei- 

j^d zur Integration der EUCD in die 
jP Satzungsänderungen allein werden 
ber nicht ausreichend sein. Wir müssen 

, eranstaltungsformen entwickeln, die den 
Sonderen Bedürfnissen der Parteien in 

Ij^ttel- und Osteuropa entsprechen, sie auf 
^rem Weg in die Europäische Union stift- 
en und Brüche nach Dezember 1998 ver- 
"idern. Qualität muß eindeutig Vorrang 

v°r Quantität haben. 
Z1 diesem Sinne werden wir im Oktober in 
°operation mit der Konrad-Adenauer- 

J'ftung in Berlin ein EVP/EUCD-Ost- 
est-Forum durchführen, das sich insbe- 

• ndere an deren Fraktionsvorsitzende in 
.eri nationalen Parlamenten richten soll. 

• ^ Rande der Parlamentarierkonferenz 
Juli in Luxembourg werden wir die na- 

salen Parteivorsitzenden aus Mittel- 
pü Osteuropa zu einem kleinen 
arteiführertreffen einladen. 

larkung des Weltverbandes 
rs e allermeisten Parteien aus Mittel- und 

. Europa haben eine gute Perspektive für 
ne aktive Einbindung in die EVP Es 

.. rd jedoch auch diejenigen geben, die 
ht Mitglied in der EVP werden können 

j.er aber auch gar nicht wollen. Auch für 
P Se Parteien muß es ein funktionierendes 

rum der Zusammenarbeit gehen. 

Wir müssen uns deshalb stärker als bisher 
engagieren für unseren Weltverband. Die 
Konzentration von 3 Strukturen (EVP, 
EUCD, CDI) auf nur noch 2 nach 1998 
birgt auch große Chancen, wie auf soziali- 
stischer Seite die Sozialdemokratische 
Partei Europas und die Sozialistische In- 
ternationale eindrucksvoll demonstriert 
haben. Nicht nur wegen der Integration 
der EUCD in die EVP, sondern auch we- 
gen des immer notwendiger werdenden 
engen Kontaktnetzes zu den Neuen Demo- 
kratien in Afrika und Asien und den dort 
sich bildenden Volksparteien der Mitte hat 
dies große Bedeutung. 

EVP als politisches 
Frühwarnsystem 
Zum Schluß möchte ich mehr eine Frage 
stellen, als eine Antwort geben: Die Eu- 
ropäische Volkspartei hat einen sehr hohen 
Stand erreicht in der Grundsatzdebatte, 
aber auch in der Entwicklung gemeinsa- 
mer Vorstellungen zu den großen Projek- 
ten wie Regierungskonferenz, Währungs- 
union oder auch Erweiterung der Europäi- 
schen Union: einen Konsens, um den uns 
alle anderen politschen Mitbewerber be- 
neiden. 
Gleichzeitig blenden wir als Partei die 
praktischen Fragen europäischer Politik, 
den Alltag, fast vollständig aus. Was wird 
zur Zeit im Mitentscheidungsverfahren 
zwischen Kommission und Parlament ver- 
handelt, und wo sind die Knackpunkte? 
Wie stehen wir zu den verschiedensten 
Grünbuch- oder Weißbuchvorschlägen der 
Kommission, aus denen in einigen Jahren 
Gesetzgebung werden wird? 
Hier müssen wir weitersuchen nach In- 
strumenten, die unsere geringe Personal- 
ausstattung berücksichtigen und uns nicht 
überfordern, gleichzeitig aber den Infor- 
mationsaustausch im Sinne eines 
Frühwarnsystems gerade auch für die na- 
tionalen Parteien verbessern. ■ 
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Bundesumweltministerin Angela Merkel: 

Wirtschaftswachstum und Ressourcen- 
Verbrauch weiter entkoppeln 
Das Bundeskabinett hat am 19. Febru- 
ar den Bericht der Bundesregierung 
„Auf dem Weg zu einer nachhaltigen 
Entwicklung in Deutschland" beschlos- 
sen. Der Bericht enthält eine aktuelle 
Darstellung der Handlungsstrategie der 
Bundesregierung zur nachhaltigen Ent- 
wicklung in Deutschland. Er wird an- 
läßlich der Sondergeneralversammlung 
der Vereinten Nationen über Umwelt 
und Entwicklung vorgelegt, die vom 23. 
bis 27. Juni 1997 in New York stattfin- 
det. Fünf Jahre nach der Konferenz in 
Rio de Janeiro soll hier eine Bilanz des 
Rio-Prozesses gezogen werden. 
Bundesumweltministerin Angela Merkel: 
„Der Bericht zeigt, daß die Bundesregie- 
rung in vielen Politikbereichen Rahmen- 
bedingungen für eine nachhaltige Ent- 
wicklung in Deutschland gesetzt hat. Er 
macht auch deutlich, wo weiterer Hand- 
lungsbedarf besteht. Während z. B. die Ar- 
tenvielfalt im Rhein wieder dem Niveau 
der 20er Jahre entspricht und selbst in 
Großstädten und Industrieregionen Win- 
tersmog nicht mehr vorkommt, werden 
noch erhebliche Anstrengungen erforder- 
lich sein, um z. B. eine Senkung der Stick- 
stoffoxidemissionen oder das CCh-Minde- 
rungsziel der Bundesregierung zu errei- 
chen. Für eine nachhaltige Entwicklung in 
Deutschland ist es erforderlich, Wirt- 
schaftswachstum und Ressourcenver- 
brauch weiter zu entkoppeln, wie dies 
beim Energieverbrauch bereits gelungen 
ist. Der technische Fortschritt wird uns da- 
bei helfen. Es wird aber auch um die Fra- 
ge gehen, wie wir zukünftig Lebensstan- 
dard definieren." 

Das Leitbild der nachhaltigen Entwick- 
lung, auf das sich die internationale Staa- 
tengemeinschaft 1992 in Rio geeinigt hat, 
soll die Verbesserung der ökonomischen 
und sozialen Lebensbedingungen mit der 
langfristigen Sicherung der natürlichen 
Lebensgrundlagen in Einklang bringen, 
um auch künftigen Generationen Entfal- 
tungschancen zu bewahren. In Deutsch- 
land wurde das Prinzip der Nachhaltigke'1 

1994 im Grundgesetz verankert (Artikel 
20 a). Damit wurde gleichzeitig zum Aus; 
druck gebracht, daß der Schutz der natürli- 
chen Lebensgrundlagen Querschnittsauf- 
gabe allen staatlichen Handelns ist. 

Nachhaltigkeit als 
gesellschaftlicher Prozeß 
Das Leitbild der nachhaltigen Entwick- 
lung wendet sich nicht nur an den Staat- 
Der Staat kann lediglich die Rahmenbe- 
dingungen für nachhaltiges Leben und 
Wirtschaften setzen. Die Ausfüllung er- 
folgt durch konkretes Handeln jedes ein' 
zelnen. Bund, Länder und Kommunen 
sind ebenso wie die Europäische Union- 
die gesellschaftlichen Gruppen, Wirt- 
schaft, Verbraucher und jeder einzelne 
Bürger eigenverantwortliche Adressaten 
der Agenda 21 und damit unmittelbar au 
gerufen, Beiträge zu ihrer Umsetzung zU 

leisten. Aufgabe der Bundesregierung lS 

es in diesem Zusammenhang, die Diskus 
sion zu versachlichen, Verantwortlichkß' 
ten klarer herauszustellen und den Proze 

einer nachhaltien Entwicklung auf allen 

Ebenen und im Dialog mit allen staatli- 
chen und nichtstaatlichen Akteuren zu 
forcieren. 
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Die Zukunft 
unseres Kurwesens 
Der Bundesfachausschuß Gesell- 
schaftspolitik hat am 19. Februar 
im Konrad-Adenauer-Haus eine 
Fachtagung zur „Zukunft unseres 
Kurwesens" durchgeführt. In zwei 
Diskussionsrunden wurde intensiv 
erörtert, welche neuen Wege für 
Deutschlands Heilbäder und Kuror- 
te aufgezeigt werden und was Bund 
und Länder ihrerseits dazu beitra- 
gen können, Hilfe zur Selbsthilfe zu 
leisten. 
In allen Beiträgen wurde die Bedeu- 
tung des Kur- und Rehabilitationswe- 
sens für die Gesundheit der Menschen 
unterstrichen. Das für Kuren ausgege- 
bene Geld spart Kosten in anderen Ge- 
sundheitsbereichen. Andererseits kann 
jedoch nicht übersehen werden, daß 
die Ausgaben für Kur- und Rehabilita- 
tionswesen in den vergangenen Jahren 
in einem Ausmaß gestiegen sind, das 
medizinisch nicht mehr begründbar 
ist. 

Dieser Kostenexplosion muß Einhalt 
geboten werden. Vor dem Hintergrund 
von über vier Millionen Arbeitslosen 
können wir uns eine weitere Belastung 
der Arbeitskosten nicht mehr leisten. 
Nur wenn die Lohnnebenkosten weiter 
sinken, haben wir eine realistische 
Chance, neue Arbeitsplätze zu 
schaffen. 

Im Verlauf der Veranstaltung wurde 
deutlich, daß die Maßnahmen des 
Wachstums- und Beschäftigungsförde- 
rungsgesetzes sowie befürchtete wei- 
tere Einschränkungen durch das Zwei- 
te Gesetz zur Neuordnung von Selbst- 
verwaltung und Eigenverantwortung 
in der Gesetzlichen Krankenversiche- 
rung zu teilweise massiven Einbußen 
im Kur- und Reha-Bereich geführt ha- 
ben. Allerdings sind nicht allein die 
politischen Maßnahmen Ursache für 
die aktuelle Rücknahme von Anträgen. 
Eine große Rolle spielt auch die Ver- 
unsicherung der Bevölkerung über 
weiter bestehende Ansprüche sowie 
auch eine unverständliche Diffamie- 
rung des Kurwesens generell. 

undesumweltministerin Angela Merkel: 
^ Rahmen meiner Initiative .Schritte zu 
'ner nachhaltigen, umweltgerechten Ent- 
Jcklung' habe ich alle, die in Politik, 
f. 'rtschaft und Gesellschaft Verantwortung 

rdie Umwelt tragen, zu einem Diskus- 
. °nsprozeß eingeladen, um sich auf die 
,,and]ungsschwerpunkte und die nächsten 
_ chritte auf dem Weg zur Nachhaltigkeit 
. inständigen und dabei zugleich die 

j> n einzelnen Akteuren zu erbringenden 
e'träge klarer herauszuarbeiten. 

rade auch vor dem Hintergrund enger 
rdender Verteilungsspielräume und ei- 

s Wachsenden internationalen Konkur- 
j^drucks für den Wirtschaftsstandort 

Ulschland halte ich eine solche Diskus- 

von 

sion für geboten. Der Weg zu einer nach- 
haltigen Entwicklung, so schwierig er auch 
sein mag, eröffnet Gestaltungsspielräume, 
die wir im Sinne von mehr Lebensqualität, 
aber auch zur Schaffung zukunftssicherer 
Arbeitsplätze nutzen können." 

Nachhaltige Entwicklung als 
Aufgabe aller Politikbereiche 
Das Leitbild der nachhaltigen Entwick- 
lung durchzieht als übergreifendes Leit- 
bild die gesamte Politik der Bundesregie- 
rung. Über den Bereich der klassischen 
Umweltpolitik hinaus sind - wie auch in 
dem Bericht dargestellt wird - wichtige 
Weichenstellungen in allen Bereichen 
erfolgt. ■ 
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Abwassergebühren - Senkung nötig 
Die Bau-, Unterhaltungs- und Betriebsko- 
sten der Abwasseranlagen werden ent- 
scheidend vom Entwässerungsgebiet be- 
einflußt. Dies gilt ganz besonders für das 
Kanalnetz, das in der Regel etwa 60% oer 

Gesamtkosten verursacht. Eine weitläufi- 
ge Bebauung mit geringem Anschlußgi"ad 

verteuert die Kanalkosten ebenso wie eine 

große Tieflage der Kanalstränge. Anderer- 
seits sind auch Kanalisationsmaßnahmen 
in Innenstädten wegen des geringen Bau- 
raums und der meist erheblichen Aufwen- 
dungen für die Aufrechterhaltung des Ver- 
kehrs sehr kostenaufwendig. Große Kan*1 

netze mit langen Verbindungs- oder Zule'' 
tungskanälen, in denen gegebenenfalls uaS 

Abwasser auch noch gepumpt werden 
muß, sind ebenso kostenaufwendig wie 
Kanäle, die in Stollenbauweise vorgetrie- 
ben werden müssen. Aber auch der Unter' 
grund (z. B. Felsen, Sand) und die Höhen- 
lage des Entwässerungsgebietes (z. B. 
Flachland, Bergland) beeinflussen die M' 
nalisationskosten. 
Erhebliche Kosten verursacht insbesonde 

re die Sanierung oder Erneuerung alter 
Kanalisationsanlagen. Eine sorgfältige ^ 
nalunterhaltung und eine frühzeitige Ka- 
nalsanierung sind in der Regel kostengun 

stiger als eine verspätete Kanalerneue- 
rung. 
Im allgemeinen gilt zwar, daß größere 
Kläranlagen kostengünstiger zu bauen u 
zu betreiben sind als kleinere Anlagen. ö 

bei ist jedoch zu berücksichtigen, daß & 
erhöhten Kosten für die Zusammen- 
führung der Abwässer zu einer zentralen 
Kläranlage diesen Vorteil wieder aufwie' 
gen können. Sind daher für einen Bai- 

Der Bundesfachausschuß Umweltpolitik 
der CDU hat sich auf seiner letzten Sit- 
zung eingehend mit der Gebührenpro- 
blematik im Abwasserbereich befaßt 
und einen umfassenden Beschluß erar- 
beitet. Hierzu erklärte der Vorsitzende 
des Bundesfachausschusses Umweltpo- 
litik, Kurt-Dieter Grill: 

Kostenstruktur und 
Gebührengestaltung der 
Abwasserentsorgung 
Die kommunale Abwasserentsorgung hat 
die Aufgabe, das Gemeindegebiet ord- 
nungsgemäß zu entwässern und das ge- 
sammelte Abwasser ausreichend zu reini- 
gen. Die konsequente Umsetzung dieser 
Aufgabe hat in den vergangenen Jahren 
steigende Kostenbelastungen für Bürger 
und Unternehmen zur Folge. Im einzelnen 
sind in diesem Zusammenhang folgende 
Kostenstrukturen zu beachten: 
Die Baukosten müssen entweder durch 
einmalige Kanalanschlußbeiträge von den 
Kanalbenutzern aufgebracht werden, oder 
sie werden durch Kreditmittel finanziert. 
Teilweise gewähren die Bundesländer ver- 
lorene Zuschüsse. Die Betriebs-, die Un- 
terhaltungs- und die Kapitalkosten sowie 
die Abschreibung werden durch die Umla- 
ge über kommunale Abwassergebühren 
aufgebracht. Nur die Straßenentwässe- 
rungskosten sind vom jeweiligen Straßen- 
baulastträger aufzubringen. Im übrigen 
sind öffentliche Gebäude wie private Ka- 
nalbenutzer zu den Kosten heranzuziehen. 

Die Städte und Gemeinden sind gesetzlich 
gehalten, kostendeckende Gebühren für 
die Nutzung der Abwasseranlagen zu er- 
heben. Dabei geht der Gesetzgeber vom 
Verursacherprinzip aus. 

lungsraum Großanlagen durchaus vor teil' 

haft, so können im ländlichen Raum au 
dezentrale Kläreinrichtungen Wirtschaft 
lieh betrieben werden. 

ucn 
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u 

«r die Abwasserreinigung gelten nationa- 
e Und europäische Mindeststandards. Da- 
^ach sind zumindest biologisch reinigende 
2'äranlagen vorgeschrieben. Ab einem 
Whlußgrad von 

10.000 Einwohnerwerten1) sollen bis 
1998 weitergehende Abwasserbehand- 
lungen im Gebiet der Europäischen 
Union eingerichtet werden (EG-Richtli- 
nie vom 21.5. 1991 über die Behand- 
lung von kommunalem Abwasser) und 
ab einem Anschlußgrad von 
5.000 Einwohnerwerten ist in Deutsch- 
land eine Stickstoffbegrenzung und ab 
20.000 Einwohnerwerten ist zusätzlich 
auch eine Phosphorbegrenzung vorge- 
schrieben (Anhang 1 der Allgemeinen 
Rahmenverwaltungsvorschrift über 
Mindestanforderungen an das Einleiten 
von Abwasser in die Gewässer). 

Ie EG-Richtlinie läßt begrenzte Ausnah- 
en von diesen Anforderungen zu, die 

K°n den Bundesländern zu vertreten sind. 
as deutsche Wasserrecht gibt den zustän- 

den Wasserbehörden der Länder das 
.fcht, weitergehende Anforderungen an 

b^assereinleitungen zu stellen, wenn 
■e"ie Beeinträchtigung des Wohls der All- 

^ Feinheit, insbesondere eine Gefährdung 
•"öffentlichen Wasserversorgung zu er- 

warten ist" (§ 6 WHG). Es räumt den 
asserbehörden die Möglichkeit ein, für 
rhandene Abwassereinleitungen ange- 
essene Fristen zur Einhaltung der Min- 
stanforderungen zu setzen. 

le Bau- und Betriebskosten der Kläranla- 
jje n machen in der Regel nur etwa 40% 
^r Gesamtkosten aus, davon entfallen 
'^erum nur 10 bis 15% auf die weiter- 

bilde Abwasserreinigung. Probleme 
u | -  
dj  ^er Einwohnerwerten versteht man 
^ih aus Einwohnern und einer 
i^ JJ'ohnerzahl, die sich ergibt, wenn 
^ew das Abwasser aus Industrie und 
^J^be auf eine entsprechende 

wohnerzahl umrechnet. 

können auftreten, wenn wegen des Aus- 
baus der weitergehenden Reinigung die 
gesamte Kläranlage neu konzipiert werden 
muß. In diesen Fällen können von den 
Wasserbehörden jedoch kostenverträgliche 
Fristen gewählt werden. 

Die landwirtschaftliche Klärschlammver- 
wertung macht vielerorts zunehmend 
Schwierigkeiten. Daher sind nicht nur die 
Umweltschutzbestimmungen der Klär- 
schlammverordnung sorgfältig einzuhal- 
ten, es sollte auch Kontakt mit den auf- 
nehmenden landwirtschaftlichen Betrie- 
ben gehalten werden, um Schwierigkeiten 
frühzeitig zu erkennen und abwenden zu 
können. 1st eine landwirtschaftliche Ver- 
wertung nicht mehr möglich, ist eine Klär- 
schlammverbrennung mit zusätzlichen 
Kosten erforderlich. 
Intensiv diskutiert wird neuerdings die 
Auswirkung des technischen Normen- und 
Regelwerks auf die Bau- und Betriebsko- 
sten. Daher haben Bund und Länder die 
regelsetzenden technisch-wissenschaftli- 
chen Vereine aufgefordert, ihre Regelwer- 
ke im Hinblick auf eine Minimierung der 
Kosten zu überprüfen. Zugleich ist festzu- 
stellen, daß die Regelwerke schon heute 
vielfach Spielraum für kostengünstige Al- 
ternativlösungen eröffnen. Diese werden 
jedoch häufig von den Planern - u. a. weil 
Haftungsprobleme befürchtet werden - 
nicht genutzt. 
Die Abwassergebühren werden zum Teil 
aber auch durch kalkulatorische Kosten 
ganz erheblich beeinflußt. Insbesondere 
die Art der Abschreibung ist hier von Be- 
deutung, ob beispielsweise von den 
tatsächlichen Baukosten ausgegangen oder 
ob der Wiederbeschaffungswert zugrunde 
gelegt wird. 
In den letzten Jahren wird die Privatisie- 
rung der Abwasserentsorgung intensiv dis- 
kutiert. In Deutschland wird die 
Abwasserentsorgung traditionell vornehm- 
lich von den Gemeinden hoheitlich im 
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Rahmen der Daseinsvorsorge wahrgenom- 
men. Die Wasserversorgung ist dagegen in 
vielen Fällen bereits seit langem und mit 
großem Erfolg auch privaten Unternehmen 
übertragen worden. Das gleiche gilt für 
große Bereiche der Abfallentsorgung. Da- 
her wird zunehmend jetzt auch die Privati- 
sierung der Abwasserentsorgung gefordert. 
Sicherlich gibt es kein Patentrezept für die 
beste Form der Entsorgung, im Gegenteil 
es gibt gute Beispiele für beide Organisati- 
onsformen. Dennoch könnte eine alternati- 
ve Ausschreibung für beide Modelle eine 
kritische Kostenprüfung im Wettbewerb 
auslösen. Daher ist Pragmatismus gefordert 
und eine ideologische Auseinandersetzung 
abzulehnen. Denkbar ist die Privatisierung 
von Bau und Betrieb der Abwasseranlagen, 
aber auch nur von deren Betrieb. Bei einer 
Übertragung der Entsorgungspflichten auf 
Private kommt der Vertragsgestaltung ent- 
scheidende Bedeutung zu. Das gilt insbe- 
sondere für die Nachforderung von Entsor- 
gungskosten im Laufe der Zeit und für den 
Rückfall der Anlagen bei Vertragsende oder 
im Falle einer Insolvenz. 

Ansätze zur 
Kostenverminderung 

Der Bundesfachausschuß Umweltpo- 
litik der CDU sieht folgende Ansätze 
für eine Kostenverminderung, die in 
jedem Einzelfall auf ihre Anwendbar- 
keit und Auswirkung zu prüfen sind: 

# Bei der Ausweisung von Baugebieten 
sind die Kosten für die Abwasserentsor- 
gung sorgfältig zu untersuchen. Insbeson- 
dere eine weitläufige Bebauung und die 
großzügige Ausweisung von Gewerbe- 
und Industrieflächen wirken sich kosten- 
treibend aus, sie sollten daher besonders 
sorgfältig auf ihre Realisierbarkeit im Hin- 
blick auf die Gebühren für die Abwasser- 
entsorgung überprüft werden. 

• Zentrale und dezentrale Abwasserbe- 
handlungsanlagen sind für ein Entwässe- 
rungsgebiet sorgfältig alternativ zu unter- 
suchen, um die preisgünstigste Lösung zU 

finden. Auch Zwischenlösungen sollten 
dabei geprüft werden. 

• In Außenbereichen sollte anstelle von 
Anschlüssen an zentrale Abwassereinricn- 
tungen auch der Bau kleiner Kläranlage11 

für bis zu 500 Einwohnerwerten oder die 
Einrichtung von Kleinkläranlagen für ein- 
zelne Grundstücke untersucht werden. 

• Die technische Gestaltung der Abwas- 
seranlagen ist ebenfalls alternativ zu un- 
tersuchen. Gegebenenfalls sollten auch 
mehrere Planungen verglichen oder ein 
Büro mit der Wirtschaftlichkeitsprüfung 
auf der Basis eines Erfolghonorars beaui' 
tragt werden. 

• Die erforderliche Kläranlage sollte 
zwar für den voraussichtlichen Endzu- 
stand bemessen werden, dann sind jedoci» 
sinnvolle Bauabschnitte entsprechend de» 
Entwicklung des Anschlußgrades zu un- 
tersuchen. Soweit sich für den Bürger un- 
zumutbare Abwassergebühren ergeben,' 
mit der zuständigen Wasserbehörde ein 
vertretbarer Zeitrahmen für die Realist' 
rung der gesetzlich geforderten Abwasse 
maßnahmen festzulegen. 

• Die Länder werden aufgefordert, mög' 
liehst kurzfristig eine Gesamtplanung fu 

die Umsetzung der EG-Richtlinie vom 
21.5. 1991 über die Behandlung von 
kommunalem Abwasser unter Berückst 
tigung der finanziellen Leistungskraft "e 

Kommunen und ihrer Bürger aufzustelle • 
Soweit die Fristen der Richtlinie nicht e» 
gehalten werden können, soll die Bunde* 
regierung diese Planung möglichst sehn 
mit der Europäischen Kommission ab- 
stimmen und entsprechende Übergangs»" 
sten vereinbaren. Eine generelle Verläng 
rung der Übergangsfristen ist nicht ziel' 
führend, weil dadurch auch die Umwel - 
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Hans-Gert Pöttering: 

Vertiefung bleibt Bedingung für 
Erweiterung der Europäischen Union 
Als politische und historische Not- 
Wendigkeit hat der stellvertretende 
EVP-Fraktionsvorsitzende und Vor- 
sitzende der EVP-Arbeitsgruppe 
»Erweiterung der Europäischen 
Union", Hans-Gert Pöttering, die 
Erweiterung der Europäischen 
Union um die Länder Mittel- und 
Osteuropas (MOEL) bezeichnet. 
Anläßlich einer Sitzung dieser Ar- 
beitsgruppe in Brüssel betonte Potte- 
ring mit Nachdruck, daß es eine Er- 
weiterung der Europäischen Union 
nicht ohne eine Vertiefung geben kön- 
ne. Wesentliche strukturelle Reformen 
müßten vor allem durch Mehrheitsent- 

scheidungen bei legislativen Vorhaben 
im Rat sowie durch eine gestärkte 
Rolle des Europäischen Parlaments er- 
reicht werden. 

Die politische Einheit 
Europas anstreben 
Pöttering warnte davor, daß die Eu- 
ropäische Union nicht zu einer bloßen 
Freihandelszone verkommen dürfe. 
Vielmehr müsse die Europäische Uni- 
on - der politischen Überzeugung der 
Christdemokraten im Europäischen 
Parlament folgend - die politische 
Einheit Europas anstreben. 

. ^tzmaßnahmen hinausgeschoben wer- 

. n, die wirtschaftlich vertretbar sind, 
ußerdem werden die Kommunen be- 
j*ft, die schon jetzt die geforderten Maß- 
ten umgesetzt haben. 

^ie Länder sollten nach Möglichkeit die 
Setzlich geforderten Abwassermaßnah- 

^.n mit Steuermitteln fördern und die 
itel aus der Abwasserabgabe nach was- 

JN Wirtschaftlichen Prioritäten einzusetzen. 
r, nd und Länder sollten prüfen, ob die 

nieinschaftsaufgabe auf die Abwasse- 
o. s°rgung ausgedehnt werden kann; ge- 
^ enenfalls kann die Förderung von Ab- 

% 

Ssermaßnahmen im ländlichen Raum 
[ der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
§ der Agrarstruktur und des Küsten- 
utzes" sowie die Förderung von Ab- 
Sseranlagen aus der Gemeinschaftsauf- 

gabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur" herausgenommen, und 
können die frei werdenden Mittel in die 
neue Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
des Gewässerschutzes" eingestellt werden. 

• Die Kommunen sollten vorurteilsfrei 
prüfen, ob sich durch eine Privatisierung 
von Bau und/oder Betrieb der Abwasser- 
anlagen eine günstigere Kosten- und Ge- 
bührenstruktur ergibt. Im Zweifelsfall 
sollte die Durchführung der Abwasserent- 
sorgungspflicht ausgeschrieben werden. 

• Die Kommunen werden aufgefordert, 
ihre kalkulatorischen Kosten insbesondere 
dann zu überprüfen, wenn die Abwasser- 
gebühren die Sozialverträglichkeit über- 
schreiten. Dabei ist auf höchste Kosten- 
transparenz zu achten. ■ 
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Kleiner Landesparteitag in Bühl: 

„Stabile Zukunft für Europa 
Im badischen Bühl veranstaltete die 
CDU Baden-Württemberg ihren 
8. Kleinen Landesparteitag. Mit über 
300 Delegierten und Gästen war er ein 
großer Erfolg für die CDU in Baden- 
Württemberg und für das Ziel der 
Europäischen Einigung. Einstimmig 
haben sich die Delegierten für den 
EURO, für die europäische Wirt- 
schafts- und Währungsunion ausge- 
sprochen. 
Der Leitantrag „Stabile Zukunft für Euro- 
pa" fand - bei einigen Änderungen - die 
große Zustimmung der Partei. Damit ist 
die CDU Baden-Württemberg der erste al- 
ler Landesverbände, der ein so klares und 
eindeutiges Bekenntnis zur Einführung 
des EURO abgelegt hat. Der Landesvor- 
sitzende Ministerpräsident Erwin Teufel 
und der Präsident der EU-Kommission 
Jacques Santer haben dabei in beein- 
druckenden Worten dargestellt, was die 
CDU zukünftig von Europa erwartet und 
was uns mit dem Europa der Zukunft er- 
wartet. 

Die CDU will das eine Europa. 
Die CDU Baden-Württemberg hat in Bühl 
gezeigt, daß sie hinter der Europäischen 
Einigung steht. Sie macht sich für die 
Währungsunion stark, weil sie weiß, wel- 
che entscheidenden Vorteile gerade 
Deutschland durch den EURO haben 
wird. Die Europäische Einigung wird so- 
wohl politisch wie vor allem wirtschaft- 
lich die Schlüsselaufgabe am Beginn des 
21. Jahrhunderts sein. Unentbehrliches In- 
strument dafür ist und bleibt eine gemein- 
same Währung. 

Die CDU will ein 
stabiles Europa. 
Gerade die CDU in Baden-Württemberg & 
das größte Interesse an einem stabilen Euf°' 
pa. Ein geeintes Europa ist für sie der beste 
Zukunftsgarant für Frieden, Freiheit, 
Demokratie und Wohlstand. Als Exportland 
Nr. 1 wissen die Baden-Württemberger, W'e 

sehr sie von der Gemeinschaft mit unseren 
europäischen Nachbarn abhängig sind. 'IT1 

ersten Halbjahr 1996 gingen über 50 Pro- 
zent der baden-württembergischen Auslu'1' 
ren in Staaten der EU. Jeder sechste Ar- 
beitsplatz hängt in Baden-Württemberg 
vom Export in die EU ab. Deshalb sind ge' 
rade die Baden-Württemberger in höchsten1 

Maße davon abhängig, offene Märkte und 
Schutz vor Wechselkursschwankungen 7-u 

haben. Gerade das aber wird am besten 
durch eine gemeinsame Währung garantie 

Die CDU will einen 
stabilen EURO. 
In Bühl hat die CDU aber auch gezeigt, 
daß die Einführung des EURO für sie von 
einer ganz entscheidenden Voraussetzung 
abhängt: Der EURO muß so stabil sein * 
die D-Mark. Eine gemeinsame zukünftig 
Währung macht nur dann Sinn, wenn sie^ 
nicht Spielball von Währungsschwank0'!' 
gen sein wird. Nur wenn die Kriterien, ö 

im Vertrag von Maastricht festgelegt sin ' 
strikt eingehalten werden, kann der E^^ 
zu einer stabilen Währung für ganz Eu'°^ 
werden. „Die Einhaltung dieser Stabih,a _ 
kriterien hat absolute Priorität, hat Votf"3 w 
vor der Anzahl der Teilnehmer." So hat 
der Landesvorsitzende Ministerpräsiden 
Erwin Teufel in seiner großen Rede auf 
dem Parteitag auf den Punkt gebracht- 
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j; ir brauchen noch mehr 
Aufklärung über den EURO 
u&d Europa. 

le CDU weiß sehr genau, daß viele Men- 
gen in unserem Land der europäischen 
^ährungsunion noch mißtrauisch gegenü- 
. Stehen. Die Zustimmung zu Europa ist 
"aktuellen Meinungsumfragen eher ge- 
ulken als gestiegen. Diese Skepsis ent- 
gingt ganz klar der Angst ums eigene 
|.e'd. Und diese Besorgnis ist ganz natür- 
'ch. Gerade die CDU in Baden-Württem- 

K [§ will deshalb noch viel mehr Auf- 
arungsarbeit leisten als bisher. General- 

sekretär Volker Kauder forderte alle Mit- 
*''eder auf: „Informieren Sie sich und an- 
ere in den unzähligen Informationsveran- 

^jtungen, die zur Wirtschafts- und 
ährungsunion angeboten werden! Und 

Anstalten Sie selbst welche! Lassen Sie 
K

S
 an der Kampagne für einen stabilen 

< ^0 mitwirken! Nur wenn wir uns mit 
r§Unienten stark machen, können wir 

überzeugen. Nur wenn wir klar machen, 
daß mit uns nur ein stabiler EURO in Fra- 
ge kommt, können wir die berechtigten 
Besorgnisse der Menschen zerstreuen." 

Die CDU ist die 
EUROPA-PARTEI. 
Generalsekretär Kauder sagte: „Ich erin- 
nere mich noch allzu gut an unseren letz- 
ten Landtagswahlkampf. Damals - vor ge- 
nau einem Jahr - hat die SPD Stimmung 
gegen Europa und den EURO gemacht. In 
übelster Weise hat sie Ängste unter den 
Menschen geschürt. Wenn man sich des- 
sen erinnert und wenn man gleichzeitig 
sieht, wie Oskar Lafontaine und die SPD 
heute völlig undifferenziert die Vorteile ei- 
ner Währungsunion preisen, kann man 
dies nur noch als eine kaum zu überbieten- 
de Heuchelei bezeichnen. Das dürfen wir 
nicht vergessen. Wir müssen den Men- 
schen auch in Zukunft klarmachen, wo wir 
stehen: Auf der Seite eines gemeinsamen, 
aber vor allem eines stabilen Europas." 

Neue Runde „Schulen ans Netz' 
Die Telekom und Bundes- 

bildungsminister Jürgen 
Rüttgers haben am 21. Februar 
die zweite Ausschreibungsrunde 
für die Aktion „Schulen ans 
Netz" gestartet. 
Bis zum Jahr 2000 sollen bundes- 
weit 10.000 Schulen einen moder- 
nen Computeranschluß erhalten 
und über entsprechende techni- 
sche Geräte verfügen. Durch die 
erste gemeinsame Aktion konnten 
'^zwischen fast 3.500 Schulen mit 
Computern, Software und ISDN- 
Anschlüssen ausgestattet werden, 
teilten Telekom-Chef Ron Sommer 
und Jürgen Rüttgers mit. Die 
Zweite Ausschreibungsrunde läuft 

bis zum 2. April. Besondere Auf- 
merksamkeit soll dabei auch der 
Lehrerfortbildung geschenkt wer- 
den. In dem Programm „Teach 
your teacher" haben Schüler und 
Lehrer die Chance, einmal die 
Rollen zu tauschen. Dabei sollen 
die Schüler ihren Lehrern Compu- 
ter-Know-how vermitteln. Für die 
neue Runde konnten bisher 
27 Sponsoren aus der Wirtschaft 
gewonnen werden. 

Bewerben können sich alle 
allgemeinbildenden und 
berufsbildenden Schulen. 
Antragsunterlagen sind unter 
der Telefonnummer: 
(01 30) 74 24 24 abrufbar. 

L 
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Mitgliederwerbung 
auf neuen Wegen 
CDU-Kreisverband 
St. Wendel erfolgreich 
Mit einer intensiven Mitgliederwerbe- 
aktion in allen Ortsverbänden ist es 
dem CDU-Kreisverband im saarländi- 
schen St. Wendel unter Vorsitz von 
Hans Ley MdL im letzten Jahr gelun- 
gen, den Mitgliederstand weiter zu er- 
höhen und 126 neue Mitglieder zu ge- 
winnen. 
Diese weitere Erhöhung der Mitglieder- 
zahl ist deshalb besonders beachtlich, weil 
die CDU mit 3.337 Mitgliedern bei 96.000 
Einwohnern und 75.000 Wahlberechtigten 
- das ist eine Organisationsdichte von 4,4 
Prozent - im Kreis St. Wendel ohnehin 
schon sehr stark organisiert ist. Dies hat 
auch dazu beigetragen, daß der Kreis St. 
Wendel die höchste Wahlbeteiligung bei 
der Bundestagswahl 1994 in ganz 
Deutschland hatte und daß es der SPD und 
Lafontaine nicht gelungen ist, die absolute 
Mehrheit der CDU im Kreis zu brechen - 
im Gegenteil: Die CDU konnte ihre Mehr- 
heit ausbauen. 
Vor Beginn einer Mitgliederwerbeaktion 
untersucht die Kreisgeschäftsstelle die 
Mitgliederentwicklung und die Wahler- 
gebnisse der letzten Jahre in den einzelnen 
Ortsverbänden und erstellt für die Werbe- 
aktion eine Prioritätenliste. Dann findet ei- 
ne gemeinsame Sitzung des Kreisvorstan- 
des mit dem gesamten Vorstand und allen 
Mandatsträgern des jeweiligen Ortsver- 
bandes statt. Grundlage der Sitzung ist ei- 
ne detaillierte Statistik über die Entwick- 
lung des Ortsverbandes in den zurücklie- 
genden fünf Jahren. Dazu zählen ein Ver- 
gleich zwischen Bund, Land, Kreis und 
Ortsverband, die Anzahl der männlichen 

und weiblichen Mitglieder, das Durch- 
schnittsalter im Ortsverband auch im Ver- 
gleich zu anderen Ortsverbänden, die St* 
feiung der Mitglieder nach Alters- und Be- 
rufsgruppen, die Zahl der Ein- und Aus- 
tritte in den letzten Jahren, die letzten 
Wahlergebnisse sowie der Organisations- 
grad, gemessen an den Wahlberechtigten- 

In der gemeinsamen Sitzung werden dar"1 

alle Straßen und Häuser des jeweiligen 
Ortes durchgegangen, und und es wird 
festgelegt, welches Vorstandsmitglied ode 

welcher Mandatsträger in welcher Straße 

wen als neues Mitglied zu gewinnen ver- 
suchen sollte. Dabei sollen insbesondere 
auch Personen angesprochen werden, o,e 

sich im öffentlichen Leben des Ortes be 

Partei aktiv" 
sonders engagieren und Multiplikatoren ' 
Vereinen und Verbänden sind. 
Ein paar Wochen nach der Zusammen-   . 
kunft folgt zur Erfolgskontrolle eine zWßl' 
te gemeinsame Sitzung. Auf der Grund'3 

ge der Beschlüsse aus der ersten Sitzung 
werden in der Einladung die Namen der) 
nigen aufgeführt, die angesprochen 
werden sollten. Damit wird der Werber 
nochmals im Vorfeld der Sitzung erinner ■ 
wen er werben wollte. Über die beiden 
Sitzungen wird eine Terminübersicht ge' 
führt, die eine genaue Erfolgskontrolle 

d 
möglicht. Aufgrund dieser Aktion wui'de 

in jedem Ortsverband zwischen zwei un 
zehn Neumitglieder hinzugewonnen. 

1996 konnten dadurch 126 Mitglieder & 
den Kreisverband St. Wendel gewonnen 
werden. In den Rundschreiben des Drei- 
verbandes an die Orts- und Gemeindev 

bände wird immer besonders darauf rn 
gewiesen, daß „Mitgliederwerbung und 
Mitgliederbetreuung" ein ständiger Tag 
Ordnungspunkt aller VbrstandssitzungeI1 g 
sein sollten. 
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Rangfolge der CDU-Landes- und Kreis- 
verbände bei der Mitgliederentwicklung 1996 

seit 1996 veröffentlicht die Bundesge- 
^häftsstelle halbjährlich Statistiken über 
^le Mitgliederentwicklung in den Lan- 
j^s- und Kreisverbänden. Die Aktion 
^lent u. a. dazu, die Notwendigkeit der 
JJ'tgliederwerbung im Bewußtsein der 
artei stärker als bislang zu verankern. 
^ eine Partei, die fortlaufend neue Mit- 
^eder anzieht und sich dadurch rege- 

neriert, bleibt dynamisch und eine Volks- 
partei. 
Wie die folgende Statistik zeigt, führt die 
CDU in Niedersachsen unangefochten 
die Tabelle der CDU-Landesverbände 
mit dem höchsten Mitgliederzuwachs an. 
Alle drei niedersächsischen Landesver- 
bände Braunschweig, Hannover und 
Oldenburg haben 1996 einen absoluten 

J'atz      Platz 
1^96    1. Halbj. Landesverband 

Mitgliederzuwachs 
real      und       in % 

Stand 
31.12.96 

Mobilli- 
Stand     sierungs- 

31.12.95    faktor* 

1 1 Oldenburg +    620 + 3,95 % 16.333 15.713 6,30 
2 2 CDU in Niedersachsen + 2.496 + 2,84 % 90.462 87.966 4,59 
3 4 Hannover + 1.657 + 2,60 % 65.426 63.769 2,60 
4 3 Braunschweig +   219 + 2,58 % 8.703 8.484 2,58 
b" 5 Bremen +      49 + 1,36% 3.663 3.614 3,08 
6 8 Hamburg -      23 - 0,20 % 11.341 11.364 3,30 
/ 7 Hessen -    292 - 0,50 % 58.081 58.373 4,10 
8 12 Saar -    247 - 1,09% 22.361 22.608 8,91 
9 6 Schleswig-Holstein -    378 - 1,16% 32.315 . 32.693 4,60 

ll) 9 Baden-Württemberg - 1.398 - 1,63% 84.378 85.776 3,44 
n 10 Nordrhein-Westfalen - 4.319 - 2,10% 201.447 205.766 5,04 
is> 13 Berlin -    323 - 2,21 % 14.268 14.591 2,33 
I3 11 Rheinland-Pfalz - 1.541 - 2,44 % 61.547 63.088 5,80 
I4 15 Mecklenburg-Vorp. -    503 - 5,21 % 9.150 9.653 2,42 
lb 14 Thüringen - 1.106 - 6,08 % 17.074 18.180 2,91 
IB 16 Brandenburg -    751 - 8,65 % 7.927 8.678 2,06 
1/ 17 Sachsen - 1.838 - 8,73 % 19.205 21.043 1,56 
lö 18 Sachsen-Anhalt - 1.683 -11,81 % 12.567 14.250 2,16 

CDU-Bundesverband    -11.857   - 1,80%  645.786      652.867 

er Mobilisierungsfaktor gibt Auskunft darüber, wieviel Prozent der CDU-Wähler Mitglied in unserer Partei sind. 

4,01 

J'terium für die jeweilige Plazierung ist die prozentuale Veränderung im 
ty rhältnis zur Gesamtmitgliedschaft des jeweiligen Verbandes. Gastmitglieder 

erc*en nicht gezählt. 

L 
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Platz Platz Mitgliederzuwachs Stand Stand 
31.12J5 1996 1. Halbj.   Kreisverband real und    in % 31.12.96 

1 1 Emsland/Aschendorf- 
Hümmling (LV Hannover) 

+424 + 19,02% 2.653 2.229 

2 3 Cloppenburg (LV Oldenburg) +386 + 7,85 % 5.301 4.915 

3 5 Suhl-Stadt (LV Thüringen) + 12 + 7,74 % 167 155 

4 8 Osnabück-Land 
(LV Hannover) 

+275 + 6,28 % 4.654 4.379 

5 - Berlin-Köpenick (LV Berlin) +    9 + 5,49 % 173 164 

6 10 Peine (LV Braunschweig) + 96 + 5,42 % 1.867 1.771 

7 9 Wolfenbüttel 
(LV Braunschweig) 

+ 72 + 5,33 % 1.423 1.351 

8 7 Berlin-Treptow (LV Berlin) + 10 + 5,24 % 201 191 

9 - Holzminden (LV Hannover) + 40 + 5,06 % 830 790 

10 - Berlin-Friedrichshain 
(LV Berlin) 

+    6 + 4,88 % 129 123 

11 17 Offenbach-Land 
(LV Hessen) 

+157 + 4,74 % 3.470 3.313 

12 11 Gifhorn (LV Hannover) + 99 + 4,61 % 2.247 2.148 

13 - Vechta (LV Oldenburg) +170 + 4,44 % 3.998 3.828 

14 - Rostock 
(LV Mecklenburg-Vorpommern) 

+    7 + 4,44 % 400 383 

15 - Heidelberg 
(LV Baden-Württemberg) 

+ 38 + 4,33 % 916 878 

16 6 Pirna (LV Sachsen) + 32 + 4,30 % 777 745 

17 12 Harburg-Land 
(LV Hannover) 

+ 99 + 4,28 % 2.414 2.315 

18 - Soltau-Fallingbostel 
(LV Hannover) 

+ 68 + 4,21 % 1.683 1.615 

19 16 Lüchow-Dannenberg 
(LV Hannover) 

+ 33 + 4,00 % 857 824 

20 4 Bremerhaven (LV Bremen) + 39 + 3,89 % 1.042 1.003 

Mitgliederzuwachs zu verzeichnen. Be- 
sonders bemerkenswert ist das Plus in 
Oldenburg mit fast 4 % = 620 zusätzli- 
che Mitglieder, und zwar netto; die durch 
Tod, Umzug oder aus anderen Gründen 
verlorenen Mitglieder sind in dieser 
Rechnung bereits saldiert. 

Niedersachsens CDU hat bewiesen, 
daß es möglich ist, auch und vielleich 
gerade in politisch schwierigen Zeiten 

neue Mitglieder zu werben, sie nutzte 
die Vor- und Wahlkampfphase zur Ko^ 
munalwahl im letzten Jahr. Von insg^' 
samt 49 Kreisverbänden weisen im 
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Land Niedersachsen 40 Kreisverbände 
^e positive Mitgliederentwicklung auf. 

er erfolgreichste Kreisverband im Bun- 
desgebiet ist Emsland/Aschendorf- 
^mmling. Er liegt auch in Niedersach- 
.6n, und zwar im Landesverband 
^nnover. In diesem Kreisverband ist 
^ Mitgliederzahl 1996 um stolze 
9-02% gestiegen, von 2.229 auf 2.653 

* + 424. 
!*'e die Tabelle zeigt, konnten auch in 
^oßstädten wie Bremerhaven, Rostock 
y Heidelberg die Mitgliederzahlen ge- 
tigert werden. 

^Undesliga zum Vorbild 
j:le Hessische CDU hat sich die Bun- 
6sliga-Tabelle zum Vorbild genommen 
^ eine Hessenliga für die Mitglieder- 
■ ^Wicklung in den hessischen Kreisver- 
^nden aufgestellt. Die CDU in Hessen 
^ wie zuvor die Niedersachsen-CDU 
Je Kommunalwahlen in Hessen am 
u März 1997 zum Anlaß genommen, die 
^verbände zu verstärkter Mitglieder- 
l^^bung aufzufordern. Der Landesver- 
^nd hat den Ehrgeiz entwickelt, in der 
^desliga-Tabelle von Platz 4 auf Platz 
^fzusteigen. Zur Unterstützung der 
''9liederkampagne stellt der Landes- 
Jband den Kreisverbänden zwei Vari- 

^n eines Werbeplakats zur Verfü- 
jjjng. Die Plakate sind durch Eindruck 
^ r Jeweiligen Kreisverbandstelefon- 
> girier kommunikativ angelegt. Die 
Jtung des Landesverbandes, der 

J. essen-Kurier", wird regelmäßig über 
(^»Hessenliga" berichten. 1997 war Of- 
/•bach-Land mit einem Mitgliederzu- 
4°hs von 3.313 auf 3.470 = + 157 = 
to 4 % der erfolgreichste Kreisverband 
^desliga-Tabelle Platz 11). 
^'e »Bundesliga-Tabelle" und das 

•spiel Hessen sollte die anderen 
. nclesverbände anspornen, ähnlich 
l^ Mitgliederwerbung zu betreiben. 

r Erfolg wird nicht ausbleiben. 

Generalsekretär Peter Hintze: 

Ansporn zu noch 
intensiverer Werbung 
um Mitglieder 
Im Sommer vergangenen Jahres hat die 
CDU-Bundesgeschäftsstelle erstmals 
eine bundesweite Gegenüberstellung 
der Mitgliederentwicklungen in Lan- 
des- und Kreisverbänden erstellt. Basis 
dieser Auswertung war die Mitglieder- 
entwicklung des ersten Halbjahres 
1996. Bei den Landes- und Kreisver- 
bänden fand diese Auswertung eine 
positive Resonanz. Einige Verbesse- 
rungsvorschläge wurden in der nun 
vorliegenden Statistik umgesetzt. 

Bundesweit kann festgestellt werden, daß 
die verstärkten Bemühungen bei der 
Mitgliederwerbung der Landes- und 
Kreisverbände den Mitgliederrückgang 

Anschreiben des Generalse- 
kretärs zur Vorlage der ersten 
bundesweiten Gegenüberstel- 
lung der Mitgliederentwick- 
lungen in den Landes- und 
Kreisverbänden der CDU. 

weiter gebremst haben. Die CDU verlor 
im vergangenen Jahr 1,8 Prozent der 
Mitglieder. In den Jahren 1994 und 1995 
waren es noch 2 Prozent, 1993 4 Prozent 
Mitgliederrückgang. 

Die Bemühungen der Parteifreunde aus 
Niedersachsen, insbesondere Oldenburg, 
Mitglieder für die CDU zu gewinnen, 
sollen hier noch einmal besonders gewür- 
digt werden. Konzentrierte und engagierte 
Mitgliederwerbung hat dem Landesverband 
Niedersachsen einen Mitgliederzuwachs 
von 2.496 (+ 2,8 Prozent) gebracht. ► 
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too.ojuctie 

Jetzt preiswerter! 

• 100.000 Gespräche 

(veränderte Neuauflage) 

Unter dem Motto „Politik ge- 
staltet Zukunft - Gestalten 
Sie mit" hat die CDU die Mit- 
gliederwerbeoffensive 
„100.000 Gespräche" ge- 
startet. Ziel der Aktion ist 
es, die Bürgerinnen und 
Bürger in Gesprächen von 
der Mitgliedschaft in der 
CDU zu überzeugen. Der 
neue Leitfaden „100.000 
Gespräche" soll Ihnen 
nicht nur helfen, Freun- 
de und Sympathisanten 
für die Arbeit in der 
CDU, sondern auch für 
eine Mitgliedschaft in 
der CDU zu gewinnen. 
Der erfolgsorientierte 
Aufbau sowie die 
übersichtliche Gestal- 
tung lassen die Vor- 
bereitung Ihrer Aktio- 
nen zur Mitglieder- 
werbung besonders 
einfach werden. 

Bestell-Nr.: 6101 
Verpackungsein- 
heit: 10 Expl. 

Preis je 10 Expl.: 10-DM 

► Dieser positive Trend hielt in Niedersach- 
sen bis zum Jahresende unvermindert an. 
Von den insgesamt 49 Kreis verbänden wei- 
sen im Land Niedersachsen 40 Kreisverbän- 
de eine positive Mitgliederentwicklung auf. 

Der erfolgreichste Kreisverband im Bun- 
desgebiet blieb 1996 Emsland Aschen- 
dorf-Hümmling. Bis zum Jahresende 
wuchs die Mitgliederzahl dort von 2.229 
auf 2.653 - also um 424 = 19,02 Prozent - 

an. Aber auch viele Kreisverbände aus an- 

deren Landesverbänden konnten positi 
Ergebnisse erzielen. 
Ich darf Sie alle herzlich bitten, sich in 
Ihrem Verantwortungsbereich weiterhin 
für eine konsequente und dauerhafte M1 

gliederwerbung einzusetzen. Die positi 
Beispiele des vergangenen Jahres soll*6 

uns anspornen, die Bürger und Bürger- 
innen weiter intensiv für die politische   ^ 
Arbeit in der CDU zu gewinnen. 

^ 
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Neu - Datenbank Politik 
:°mputerprogramm auf fc 

^Disketten) 
^tenbank Politik ist ein Informations- 

..r°gramm, mit Hilfe dessen Sie schnell 
e Positionen der CDU auf den ver- 
miedenen Feldern der Politik ange- 
bt bekommen. Anhand einer beque- 
6ri Bedieneroberfläche sowie dem Hy- 

I^lext-Verfahren können Sie per Maus- 
lck die gewünschten Themen aufrufen, 

^drucken oder bei Bedarf auch in der 
^Verarbeitung weiterbearbeiten. 

Usätzlich wurde die neue Version unse- 
[:r Datenbank jetzt mit einer Update- 
Aktion ausgestattet, mit Hilfe derer 

6 das Programm regelmäßig auf den 
s 

uesten Stand setzen können. Zu die- 
Q ^ Zweck liegt jedem Programm ein 
r 

uPon bei, mit dem Sie die Aktualisie- 
Scj9sdisketten bei der Bundesge- 

häftsstelle abonnieren können. 
V^tell-Nr.: 9903 
fi rPackungseinheit: 1 Expl. 

6ls je Expl.: 9,80 DM   

L 

• CDU-Signets auf Diskette 
Diese Diskette enthält die wichtigsten 
Signets der CDU sowie die verschiede- 
ner Vereinigungen in komprimierter 
Form. 
Fertig entpackt erhalten Sie so eine brei- 
te Auswahl der Signets von CDU, FU, 
JU, CDA, EAK, MIT und der Schüler- 
Union in verschiedenen grafischen For- 
maten. 

Mit Hilfe dieser Diskette sind Sie in der 
Lage, Flugblätter, Anzeigen oder kleine- 
re Layout-Projekte direkt am Bildschirm 
ohne zusätzlichen Klebeumbruch durch- 
zuführen. Sie nehmen z. B. einen Text 
aus der Datenbank Politik, formatieren 
diesen zweispaltig, versehen ihn mit ei- 
ner dicken Überschrift, runden die Seite 
durch ein entsprechendes CDU-Logo 
von dieser Diskette ab und erhalten so 
ein aktuelles Flugblatt. 
Bestell-Nr.: 9089 
Verpackungseinheit: 1 Expl. 
Preis je Expl.: 5- DM      
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